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2 Anzeigen an beſtimmten 


— Gernruf Rr. 594 und 595. CO IS 


Bromberg, Sonnabend den 18. Januar 1950. 


Maz 


Vir, 14. 
Der Dentiche Klub und Bartel. 


Erklärung des Abgeordneten Atta 
in der Sejmfigung vom 16. Januar. 

Hohes Haus! Das ausführliche Expoſé des Herrn Prof. 
Bartel brachte leider wenig Neues. Mit beſonderem 
Befremden hörten wir die Ausführungen des Herrn Mi⸗ 
niſterpräſidenten an, die der Verteidigung der zurückgetre⸗ 
tenen Regierung Dr. Switalſkis gewidmet waren, 
einer Regierung, die der Sejm deshalb zum Rücktritt auf⸗ 
gefordert hat, weil ſie eine ſchlechte Wirtſchaft geführt, das 
Recht umgangen und die politiſche Lage im Staate bis zum 
äußerſten verſchärft hat. Was den Deutſchen Klub an- 
belangt, ſo ſtimmte er auch noch deshalb gegen die Regie⸗ 
3558 Switalfti, weil fie jede Unterdrückung der deutſchen 
evölkerung durch chauviniſtiſche Elemente, die ſich in den 
verſchiedenſten Amtern und Organiſationen, wie z. B. dem 
Aufſtändiſchen⸗Verband, dem Weſtmarken⸗Verein u. a. feſt⸗ 
. haben, nicht nur geduldet, ſondern ſogar offen unter⸗ 
ſtützt hat. Als dieſe Leute ſahen, daß ſich die Regierung 
jeder Kontrolle von ſeiten des Parlaments entzieht, alle 
Interventionen der Abgeordneten und Senatoren ignoriert 
und auf alle Beſchwerden und Proteſte der deutſchen Be⸗ 
ung überhaupt nicht reagiert, haben fie alles unter⸗ 
; aie um den Reit: des deutſchen Schulweſens zu ¿ers 
“ agen, möglichſt viel Beſitz deutſchen Händen zu entreißen, 
Pe die deutſchen Angeſtellten und Arbeiter durch Ver: 
col = rn Betrieben und Amtern und den Mittels 
. — es der Konzeſſionen um die Exiſtenz⸗ 
Wir haben erwartet, daß Profeſſor Bartel uns in ſeiner 
Rede eine offene und entſchiedene Erklärung abgeben 
nr — die Regierung dieſem großen Unrecht, das 
* ne Bevölkerung zugefügt wurde, endlich ein Ziel 
8 e. Ferner erwarteten wir, daß die Regierung zu 
Mind eim eingebrachten Anträgen über die Regelung des 

inderheitenproblems Stellung neh d 
bringin men, oder 
it oie eigener Vorſchläne ankündigen werde. Dies 
res 1 * geſche hen, trotzdem die Erledigung dieſer Au⸗ 
pa eine der wichtigſten Fragen der gegenwärtigen 
8 unde iſt und zur Beruhigung des Landes und zum fried⸗ 
ichen Zuſammenleben der verſchiedenen Nationalitäten in 
Polen viel beitragen würde. ; 

Leider brachte der Herr Premier zu einer ſolchen Er⸗ 
klärung nicht den Mut auf. Er drückte ledialich ſeine per⸗ 
ſönliche Anſicht aus. daß allen Bürgern des Staates ohue 
Unterſchied des Glaubens und der Nationalität alle in der 
Verfaſſung vorgeſehenen Rechte und Privilegien garantiert 
werden müßten. Ich unterſtreiche: daß er geſagt hat: 
„garantiert werden müßten“ und nicht „garantiert wer: 
den“. Das iſt, Herr Minifterpräfident, nur eine Theorie, 
eine lobenswerte Anficht, die uns nichts bietet und nichts 

barantiert. Zn dieſer Behauptung habe ich defto men 
Grund, da wir ſchon in den verfloſſenen Jahren reichlich 
Gelegenheit hatten, Ihre Tätiakeit, Herr Miniſterpräſident, 
zu beobachten und während Ihrer früheren Amtstätiakeit 
Erfahrungen zu ſammeln. Durch Ihr oſfenſichtliches Be⸗ 
ſtreben, Herr Miniſterpräſident, ſich durch ein pact atts 
gemeine Sätze von einer klaren Außerung über 
eine Frage zu entziehen, die wir als eine der wichtigſten 
anſehen, haben Sie dem Dentſchen Klub jede Grundlage zu 
einer wohlwollenden Einſteuung zu Ihrer Regierung 
genommen. E 
In der Erklärung des Herrn Minifterpräfidenten, daß 
ſeine Regierung eine Zuſammenarbeit mit dem Parlament, 
ſowie eine Geſundung der Verhältniſſe in der Verwaltung 
anstreben und jede Unterftügung einzelner polttiſcher Bat- 
eien oder Gruppierungen durch die Verwaltunasbelörden 
entſchieden bekämpfen und den wirtſchaftlichen Angelegen⸗ 
eiten mehr Aufmerkſamkeit zuwenden wird, fehen mir 
jedoch eine gewiſſe Anderung des bisherigen Syſtems zum 
Beſſeren ” 
Wird ſich die Tätigkeit der nenen Neaierung Lev 
gemäß den gegebenen Zuſicherungen geſtalten und die . 
bdierung ihr Verhältnis zu den Minderheiten ar ofa: 

id ändern und anf Zuſagen Taten folgen Iaflen, 2 
nicht nur im Verhältnis zu den foqenannten „Innalen —. 
bee zu denen man bis jetzt nur biejenigen 9 en 

at, die ihre Loyalität daburd zu dokumentieren bann 
waren, daß ſie ſich ihrer Mutterſprache und des e : 
he Volkstums entänußerten, ſondern zu jedem a 

Y des Staates, 
füllt, ſo wird uns die Regierung dadurch die Möglichkeit 
geben, unsere endgültige Stellungnahme zu präsifieren. 


der Mißtrauensantrag 
genen den Senatsmarſchall. 


Warſchau, 17. Januar. AT) Vor dem Beginn der 
geſtrigen Sitzung Bir „ das Wort der a 
5 Thmann vom Piaſtenklub, der im Namen ſeines Klubs, 
Na Wyzwolenie, der PPS, der Bauernpartei 8 
R ationalen Arbeiterpartei eine Erklärung abgab, in we ai 
fürden Standpunkt dieſer Klubs zu dem Mißtrauensantrag 
ee, Senatsmarſchall begründete. Danach hat der Se⸗ 
datsmarſchall die Rechte des Senats beihränf, indem er 
im dadurch, daß die bereits einberufene Sitzung abgeſetzt 


wurde, die Möglichkeit nahm, von ſeinen ihm nach der Ver⸗ 


n. Von 


die Eine. 


gründet ſind.“ 5 ; 


wohl behaupten, 


der feine Bürgerpflichten n] nicht glaubten, ſtändig geringer wird. Es iſt nicht zu ver⸗ 


Bromberger Tageblatt 


etlichen durch den Sejm beſchloſſenen Geſetzesentwürfen 
hatte der Marſchall, nachdem der in der Verfaſſung vorge⸗ 
ſehene Termin abgelaufen war, verſucht, einige dieſer Pro⸗ 
jekte auf die Tagesordnung zu ſetzen, wodurch es zu Kompli⸗ 
kationen hätte kommen können. Nachdem aber der Marſchall 
dieſen Standpunkt aufgegeben hat, was die erwähnten Klubs 
zu der Hoffnung berechtigt, daß ſich ähnliche Fälle nicht 
wiederholen werden, halten die Klubs den Mißtrauens⸗ 
antrag nicht mehr aufrecht. Infolgedeſſen wurde dieſer 
Antrag von der Tagesordnung abgeſetzt. 

Erledigt wurden nur einige Punkte von untergeord⸗ 
neter Bedeutung. Die nächſte Senatsſitzung findet am 
29. Januar nachmittags 4 Uhr ſtatt. 


Die deutſch⸗polniſchen Geſpräche in Beni. 


Genf, 17. Januar. Vor ſeiner Abreiſe nach Paris ge⸗ 
währte der polniſche Außenminiſter Zaleſki einem Ver⸗ 
treter des „Kurjer Poranny“ eine Unterredung über den 
Verlauf der letzten Sefjion des Völkerbundrats, in der er 
u. a. ſagte: 

„Die zwiſchen der deutſchen und der polniſchen Dele⸗ 
gation gepflogenen Unterredungen betrafen einerſeits die 
Frage des Wirtſchaftsabkommens, andererſeits 
aber die Auslegung einiger Punkte des Liquidations⸗ 
abkommens, die Grund zu Mißverſtändniſſen geben 
könnten. Im Laufe der Geſpräche iſt man ſich darüber klar 
geworden, daß die ſchleunigſte Wiederaufnahme der Ver⸗ 
handlungen über das Wirtſchaftsabkommen erwünſcht iſt. 
Schon in der kommenden Woche ſollen die Verhandlungen 
in Warſchan wieder beginnen. Es beſteht, dem „Kurier 
Poranny“ zufolge, die Hoffnung, daß es der polniſchen Seite 
möglich gemacht werden wird, die deutſchen Vorſchläge an⸗ 
zunehmen. 

Was die Auslegung des Liquidationsabkommens an⸗ 
belangt, ſo hat es ſich in den Geſprächen herausgeſtellt, daß 
ſich beide Seiten über die Bedeutung der einzelnen Punkte 
des Traktats klar ſind, und daß die Befürchtungen über die 
Möglichkeit, einigen Abſchnitten durch die sentido und pol- 
niſche Seite eine andere Bedeutung beizumeſſen, unbe⸗ 


10 Jahre Völler bund. 
Eine optimiſtiſche Zaleſti⸗Rede. 


Genf, 17 Januar. Geſtern vormittag um 10% Uhr 
trat der Völkerbundrat genau zu der gleichen Stunde, 
in der er vor zehn Jahren ſeine erſte aus einer ein⸗ 


«¿igen Sitzung beſtehende Tagung begann, zu ſeiner 
Schluß ſitzung zuſammen. In dieſer hielt der dies⸗ 


malige Vorſitzende der Ratstagung, der polniſche Außen⸗ 
miniſter Zaleſki, folgende Anſprache: 

„Am heutigen Tage find zehn Jahre ſeit dem Augen- 
blick verfloſſen, da am 16. Januar 1920 in Paris 
unter dem Vorſitz des unvergeßlichen Leon Bourgeois 
der Völkerbundrat zuſammentrat, der vom Präſidenten der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, Woodrow Wilſon, 
einberufen worden war, deſſen Name mit dem Werk der 
größten auf die Erhaltung des Friedens gerichteten An⸗ 
ſtrengung ewig zuſammenhängen wird, auf die ſich die 
Menſchheit jemals emporgerungen hat. (Wie iſt die Menſch⸗ 
heit durch dieſen Frieden doch ſo glücklich geworden 121) 


auf die eriten Monate des Jahres 1920 und läßt die Ge⸗ 
fühle der Hoffnungen und Befürchtungen an ſich vorbei⸗ 
ziehen, die uns alle damals beſeelten. Kaum war der Welt⸗ 
krieg beendet, da loderte es in vielen Ländern wieder auf, 
wodurch ganz Europa bedroht wurde. Die Unſicherheit 
ſchwebte über uns. Die von den Schreckniſſen des Krieges 
ermüdeten Völker kämpften mit Not und Epidemien und 
begannen mit der größten Anſtrengung, die ruinierten und 
in Unordnung geratenen Finanzen zu retten. Die große 
Idee des Völkerbundes (war es nicht eher der Selbſt⸗ 
erhaltungstrieb? D. Red.) hat es bewirkt, daß unter dieſen 
Anſtrengungen der Menſchheit der Glaube an cine beſſere 
Zukunft und an eine neue Weltordnung geboren wurbe. 
Ich glaube nicht fehlzugehen, wenn ich behaupte, daß 
dieß Hoffnung und dieſer Glaube nicht vergeblich waren, 
daß die Tätigkeit des Völkerbundes in den erſten zehn 
Jahren ſeines Beſtehens nicht getrogen hat. Ich kann 
5 daß die Zahl der Skeptiker und Peſſi⸗ 
miſten, die an eine friedliche Tätigkeit des Völkerbundes 


kennen, daß dies in erſter Linie ein Verdienſt des Völker 
bundes ſelbſt ift, deſſen Tätigkeit die überzeugungen feiner 
erbittertſten Gegner oft wankelmütig gemacht hat. Die 
internationale Geſchichte der zehn Jahre des Beſtehens des 
Völkerbundes trägt das Zeichen eines andauernden 
Fortſchritts. (Trotz Minderheitenſchutz des Völker⸗ 
bundrats wurden zwei Drittel der Deutſchen aus Weſt⸗ 
polen verdrängt, nachdem ſie etwa 1 Million Hektar Land 
verloren hatten. Sind das die „andauernden Fortſchritte“ 


der Völkerbundsidee? D. R.) Von Anfang an mußte ſich 


der Rat mit peinlichen politiſchen Fragen und 
auch mit dem Werk des Wiederaufbaus Europas beſchäfti⸗ 


gen. Er ſtellte auf den erſten Plan das Problem der Frie⸗ 


denspolitik, unterſtützte die Verſtändigung und milderte 
Konflikte. Gleichzeitig wurde eine Reihe von Organi⸗ 
ſationen geſchaffen, in denen die Vertreter der ein⸗ 


zelnen nationalen Verwaltungen Gelegenheit hatten, einen 


An dieſem Jahrestage tut jeder von uns einen Rückblick 


1. nere Pofiſchectonten: Bolen 202157, Danzig 2528, Stettin 1847. . 


54. Jahrg. 


häufigen und freundſchaftlichen Meinungsaustauſch zu pfle⸗ 
gen. Die Zahl der Mitglieder des Völkerbundes wuchs 
ſtändig. Im Sinne des Buchſtabens und des Geiſtes des 
Paktes iſt die Liga eine große Inſtitution der täglichen und 
allweltlichen Zuſammenarbeit geworden. 

Die Anweſenheit ſo vieler Außenminiſter im Rat 
und an der Verſammlung iſt ein Beweis dafür, welche her⸗ 
vorragende Rolle der Völkerbund in der allgemeinen Poli⸗ 
tik ſpielt. Diejenigen, die ihm manchmal den Vorwurf 
machen, daß er ſich nicht mit einer ziemlich bedeutenden Zahl 
von Fragen beſchäftige, vergeſſen, daß außer den Konflikten, 
die die Liga erledigt oder mildert, ſein direkter Einfluß in 
allen internationalen Beziehungen ſich fühlbar macht. Der 


Völkerbund richtet unter den Völkern Schutzwälle von Ver⸗ 


handlungen und Vertagungen auf. Ich bin der Meinung, 
daß, wie beſcheiden auch die Anfänge des Völkerbundes ge⸗ 
weſen ſind, ſchon die erſten Mitglieder unſeres Rats die 
Hoffnungen und Sympathien der Völker ſpüren mußten, 
die ſich an ihn wandtne. Von den Mitgliedern des Rats, 
die an ſeinen erſten Beratungen teilgenommen haben, ſind 
einige ſchon für immer dahingegangen, nachdem ſie ihre 
beſten Kräfte dem Völkerbunde geopfert haben, andere, unter 
ihnen unſer verehrter und geſchätzter Kollege Quinones 
de Leon der als einziger in diefer Verſammlung übrie 
geblieben iſt können den überwundenen Weg einſchätzen 
und meſſen. Beſſer als die anderen können Sie ſich darüber 
klar werden, wie weit wir uns von den trüben Befürchtun⸗ 
gen im Anfang des Jahres 1920 entfernt haben. Wenn 
damals ſich fo mancher unter uns fagte, „contra spem spero” 
(gegen die Hoffnung hoffe ich!), fo glauben wir heute, weil 
wir es wiſſen. Wir wiſſen, daß wir uns auf gutem Wege 
befinden, daß wir uns nicht verirrt haben. Wir kennen 
die rationellen Methoden unſerer Arbeit, wir verſtehen es, 
die größten Anſtrengungen zu berechnen und die Ergebniſſe 
vorauszuſehen, die wir erreichen können. Wir ſind uns 
über die Verſchiedenartigkeit der Probleme klar, die vor 
uns ſtehen. Wir wiſſen, daß die Organiſation des Friedens 
Schritt für Schritt vorwärts gehen, daß das Gebäude des 


Anſtrengung jeden Tages und jeden Augenblicks geſtärkt 
und organiſiert werden muß. (Ein ausgezeichnetes Beiſpiel 
für diefes Wachſen der „Friedensidee“ findet Herr Zaleſki 
in der unerhört deutſchfeindlichen Debatte der Budgetkom⸗ 
miffion über den Haushalt des Agrarreformminiſters. 
Die Red.) 

Dieſe Notwendigkeit der ſchwierigen, ſtändigen, für die 
Organiſation des Friedens auf allen Gebieten des inter⸗ 
nationalen Lebens ununterbrochenen Anſtrengung drängt 
ſich uns als Gebot, als imperative Regel unſerer Tätigkeit 
hier in Gerf wie auch in unſeren Ländern auf. Wir ſind 
uns auch klar über den unbedingten Wert der Anderung, 
die durch den wohltätigen Einfluß des Völkerbundes in der 
kollektiven Pſychologie der Völker hervorge- 
rufen wurde. Dieſe ti-fen Anderungen, die in den 
Gedanken und Herzen der Menſchheit entſtehen, ſtellen nach 
meiner Anſicht die ſicherſte Friedensgarantie dar. Und ſo 
können wir, wenn wir uns das durch den Völkerbund voll- 
brachte Werk betrachten und uns zu den erlangten Reſul⸗ 
taten beglückwünſchen, mit Vertrauen in die Zukunft 
blicken uad der Hoffnung Raum geben, daß in den nächſten 
Jahren ſeine Tätigkeit noch wohltätiger und voll guter Er⸗ 

GA 


gebniſſe ſein wird.“ — 
* 


Die Engländer denken nüchterner Darüber ..- 
Zu dem Vorſchlag einer Revifion der Völker⸗ 


bund ſatz ung äußert ſich der „Mancheſter Guardian“ in 


ſeiner Mittwoch⸗Ausgabe wie folgt: 

Der Vorſchlag zu einer Reviſion der Völkerbundſatzung 
iſt auf die Initiative der engliſchen Regierung 
zurückzuführen. Aber es gibt andere Porbleme, die die Ge⸗ 
wohnheit haben, ſtets von neuem aufzutauchen. Das 
ſchwierigſte, empfindſamſte und mit dem künftigen Frieden 
Europas aufs innigſte verknüpfte Problem iſt das der 
nationalen Minderheiten in den nenen oder durch die 
Friedensverträge vergrößerten Staaten Europas. 

Wieder werden Petitionen aus Ob rſchleſien, ein 
betrübend regelmäßiges Vorkommnis der Völkerbund⸗ 
tagungen, dem Rat unterbreitet, der zweifelsohne tun wird 
was er kann, um der deutſchen Minderheit das 
Recht auf den Gebrauch und den Unterricht in der Mutter. 
ſprache zu ſichern. Das Übel liegt darin, daß der Völker⸗ 
bund für dieſe Minderheit wenig tun kann, und bisher 
nicht in der Lage war, etwas für an dere Minderheiten zu 
unternehmen, denen es noch ſchlechter geht. Solange der 
Völkerbund für jene Minderheiten nichts unternimmt, die 
ſeiner Überwachung unterſtehen, haben jene Minoritäten 
nichts zu hoffen, die nicht einmal ſeiner Aufſicht unterſtehen. 


* 1 
Wechſel in der Minderheiten⸗Abteilung 
des Völkerbundes. 5 
Genf, 17. Jantar, Am geſtrigen Mittwoch iſt der 
Leiter der Minderheitenabteilung des Völkerbundſekre⸗ 
tariats, Aguirerre de Carcer, von feinem Poſten 
zurückgetreten. Sein Stellvertreter, Afcarate (auch ein 
Spanier), iſt darauf vom Rat zum Leiter der Minderheiten⸗ 
abteilung gewählt worden. Aguirerre de Carter wird vor⸗ 


ausſichtlich in den ſpaniſchen diplomatiſchen Dienſt zurück⸗ 
kehren. Y: : 7 


Friedens allmählich errichtet werden und daß der Frie⸗ 
denswille der Völker langſam und ſyſtematiſch durch die 


4 
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Agrarreform Entdeutſchung. 


Die Budgetkommiſſion berät über den Haushalt des Miniſteriums für Agrarreform. 


(Von unſerem ſtändigen Warſchauer 
Vertreter.) 


Warſchau, 15. Januar. 


Am Dienstag vormittag fand die Debatte der Budget⸗ 
fommifiton über das Budget des Miniſteriums für Agrar⸗ 
reform im Beiſein des Miniſters Staniewiez ſtatt. Der 
Referent Makſymilfan Malinowſki (WMyzwolenie) 
führte aus: Das Jahr 1928 war eine Periode der höchſten 
Ziffer der von Privaten und Inſtttutionen vorgenommenen 
Parzellierung. Im Jahre 1929 ſind die ermächtigten In⸗ 
ſtitutionen zurückgetreten, und nur die Bank Biemian tit 
geblieben, die ihre Kredite aus der Bank Rolny ſchöpfte. 
Zwei Jahre lang dauerte die Spekulation auf das Steigen 
des Bodenpreiſes. Zur hohen Schätzung des Bodens tragen 
die Bank Rolny und ſogar das Miniſterium für Agrar⸗ 
reform bei. Letzteres hat nämlich im Jahre 1928 eine In⸗ 
ſtruktion über die Feſtſetzung des Bodenpreiſes bei der 
Parzellierung ausgegeben, die eine Erhöhung des Boden⸗ 
preiſes bezweckte. Der Redner bemängelte den ſchwachen 
Fortſchritt der Parzellierung in Schleſien, wo ſich 55 Pro: 
gent des ganzen Bodens in deutſchen Händen befinden. 
(Alſo hier wird offen die Entdentſchungstendenz der Agrar: 
reform vom Referenten des Parlaments zugegeben! Das 
iſt ſehr wichtig! D. R 

Nach dem Referenten nahm der Agrarreformminiſter 
Staniewicz das Wort zu folgenden Ausführungen: „Das 
letzte Jahr verfloß in einer Atmoſphäre der wirtſchaftlichen 
Kriſis, was für die delikate Arbeit des Umbaus der agrari⸗ 
ſchen Struktur nicht günſtig war. (Dieſe Kriſis war z. T. 
ſchon eine Folge des erwähnten „Umbaus“. D. R.) Ich 
beſtreite nicht, daß in unſerer Arbeit Fehler vorhanden 
ſind. Ich bin kein Mann vom grünen Tiſche, 
ſondern habe im Gegenteil ſehr oft die Möglichkeit, an Ort 
und Stelle mit der Bevölkerung in Fühlung zu kommen. 


Den Vorwurf zu erheben, daß ich vom Finanzminiſter ge⸗ 


kürzt wurde, geht nicht an, da ich für das Budget mit dem 
Momente, da ich es unterſchrieben habe, verantwortlich bin. 

Die Ausgaben für das Reſſort der Agrarreform wachſen 
beſtändig. Im Jahre 1929/30 ſtellen ſich die Zahlen un⸗ 
gefähr wie folgt dar: Das eigentliche Budget ſieht gegen 
62 Millionen vor. Die Erhöhung des Kapitals der „Bank 
Rolny“ iſt ebenſo die Sorge des Finanzminiſters wie die 
meinige. Wir müſſen jedoch berückſichtigen, daß, ſolange die 
Angelegenheit des Wohnungszuſchlags für die Beamten 
nicht erledigt iſt, Geld für einen anderen Zweck nicht be⸗ 
ſtimmt werden kann. Aus dem Umſatzfonds werden für 
die Zwecke der Agrarreform 15 Millionen zufließen; die 
Übertragung aus den Renten⸗Eingängen beträgt 1% Mill. 
Zloty. Alle Ausgaben meines Reſſorts werden gegen 
93 Millionen betragen. Man kann alſo nicht den Vorwurf 
erheben, daß die Regierung oder der Finanzminiſter das 
Reſſort der Agrarreform ſtiefmütterlich behandeln. 

Die private Parzellierung entwickelte ſich ſeit 
dem Jahre 1926 günſtig. (Das iſt ein Zeichen für die 
ſchlechter werdende Wirtſchaftslage. D. R.) Im vorigen 
Jahre wurde ich angegviffen, weil ich zur Steigerung der 
Bodenpreiſe beigetragen habe. Dieſe Angriffe waren bis 
zu einem gewiſſen Grade berechtigt. Ich bemühte mich, 
dieſes Problem zu analyſieren. Ich gelangte zu 
Schluß, daß * der günſtigen Konjunktur in der Land⸗ 
swirtſchaft die Haupturſache des Steigens der Preiſe das 
erhöhte Emiſſionstempo der „Bank Rolny”, die Erteilung 
von Anleihen für den Bodenankauf, ſowie die Entwicklung 
des Erleichterungsfonds waren. Man ſtrebte damals dar⸗ 
nach, daß die kleinen Bodenbeſitzer und ſogar die Land⸗ 
loſen einen Kredit zu 90 Prozent und ſogar zu 100 Prozent 
erhalten können. Infolgedeſſen war die Nachfrage 
nach Land gewachſen. Das Jahr 1929 hat dieſe An⸗ 
gelegenheit ohne mich geregelt. In der „Bank Rolny“ iſt 
eine Emiſſionsſchwierigkeit eingetreten, die Armut unter 
der Bevölkerung ſtieg, und der Preis iſt ſofort geſunken. 
Wenn heute die Parzellterung geringer iſt, ſo iſt es nicht 
deswegen der Fall, weil es kein Landangebot gibt, ſondern 
weil die Nachfrage geringer iſt. Im Jahre 1931 
werden alle übereignungsangelegenheiten erledigt ſein und 
ich bin ſtolz darauf, daß es bald keine unerledigten An⸗ 
gelegenheiten mehr geben wird. 


Fünf Beogefie 
gegen den verantwortlichen Schriftleiter 
Johannes Kruſe — Drei Monate Gefängnis 
für Paul Dobbermann. ; 


Bromberg, 16. Januar 1930. 


Wenn das Konto eines Schuldners überlaſtet ijt, pflegt 
man durch Ratenzahlungen einen Ausgleich herbeizuführen. 
Von dieſem Grundͤſatz ausgehend hat auch das hieſige Be⸗ 
zirksgericht von den 38 in der letzten Zeit gegen die 
„Deutſche Rundſchau“ anhängig gemachten Preſſeprozeſſen 


69.32 Bor 


am vergangenen Donnerstag „nur fünf“ auf die Tages⸗ 


ordnung der Gerichtsſitzung geſetzt, die anderen vier Sachen 
betrafen den „Kujawiſchen Boten“ in Ynowrociaw 
und den „Dziennik Bydgoſki“ in Bromberg. Es war 
ein reichhaltiges Menü, das den Parteien, wie auch den 
zahlreichen Zuſchauern dargeboten wurde. Allein die Ver⸗ 
handlung gegen die „Deutſche Rundſchau“ nahm den 
ganzen Arbeitstag in Anſpruch, und man merkte es, daß 
alle Parteien gegen Abend förmlich „abgekämpft“ waren. 
Die erſte Sache betraf einen am 11. April v. J. unter 


der Überſchrift „Chriſtenverfolgung“ erſchienenen Artikel, 


in dem eine ſachliche Darſtellung über den gegen Mitglieder 
der polniſchen Nationalkirche verübten Über: 
fall in Thorn gegeben wurde. Man hätte glauben ſollen, 
daß ma:: gegen die Täter bzw. die Agitatoren dieſes Über⸗ 
falls, der weder der Stadt Thorn noch Polen ſelbſt zur Ehre 
gereicht hat, vorgehen würde; doch man zog es vor, eine 
Stelle in dieſem Bericht, in der die Rede davon war, daß bei 
dieſem Krawall ſogar ein Meſſediener mit einem Kirchen- 
kreuz und einer ſchwarzen Trauerſahne zugegen war, als 
das orpus delicti anzuſehen, das geeignet fei, die öffentliche 
Ruhe zu ſtören. Der Angeklagte, Schriftleiter Johannes 
Kruſe, erklärte ſich bereit, für die Richtigkeit der in dieſem 
Artikel enthaltenen Angaben den Wahrheits beweis 
zu erbringen. Das Gericht ſchloß ſich daher ſeinem Antrage 
auf Vertagung dieſes Prozeſſes an. a 

Die zweite Verhandlung hatte einen am 8. Februar v. J. 


großtampltag der „Deutichen Nundſchau“. 


dem 


In Pommerellen wurden im letzten Jahre über 12 000 
Hektar parzelliert, und in Schleſien, wo es insgeſamt 
20 000 Hektar zu parzellieren gibt, find 5000 Hektar par⸗ 
zelliert worden, was ein ziemlich gutes Reſultat iſt, wenn 
man erwägt, daß in dieſem Gebietsteile auf Grund der 
Genfer Konvention eine andere Geſetzgebung ver⸗ 
pflichtet, nach der wir uns auch richten. 

In der Diskuſſion, die ſich hierauf entwickelte, ſagte der 
Führer der Bauernpartet Jan Dabſki u. a. Folgendes: 
„Ich werde die Verhältniſſe in Schleſien und in Pom⸗ 
merellen berühren. Ich möchte dabei dem Vorwurfe 
entgehen, daß ich irgendein Nationaliſt ſei. Ich möchte alle 
liquidieren, den polniſchen und dentichen, den jüdiſchen, 
ukrainiſchen oder den ruſſiſchen Großgrundbeſitz. Wenn ich 
die Landkarte Pommerellens betrachte und dort den Zu⸗ 
gang zum Meere ſehe und dieſes Gdingen, ſo entſteht in 
meinem Geiſte die Anajt beim Gedanken auf die politiſche 
Tendenz unſerer Nachbarn. Man muß Gdingen ein ge⸗ 
höriges Geſtell (gemeint iſt eine Stütze) geben und das 
kann nur die Bevölkerung ſein. Wenn irgendwo, ſo können 
in Pommerellen keine großen Beſitzungen belaſſen werden.“ 

Das Budget des Miniſteriums für Agrarreformen 
wurde ohne Anderungen in der zweiten Leſung ange⸗ 


nommen. 
»* 


Zu dieſer Debatte über den Etat des Agrarreform⸗ 
miniſters, durch die ſich bei allen Rednern, vom erſten bis 
zum letzten, wie ein roter Faden die wiederholt abgeleug⸗ 
nete Sehnſucht hindurchzieht, die Agrarreform in erſter 
Linie zur Fortnahme deutſchen Eigentums zu benutzen, find 
nicht viel Worte zu machen. Beſonders gilt das für die 
Enteignungspſychoſe des Abg. Jan Dabſki, der ſich den 
Anſchein gibt, als ob ihm der deutſche Grundbeſitzer genau 
ſo lieb oder unlieb wäre, als der polniſche. Wes⸗ 
halb aber reitet Herr Jan Dabſki ausgerechnet 
nach Pommerellen? Nach jener Wojewod⸗ 
ſchaft, in der Herr Staniewiez die Deutſchen weitaus 
am ftärfften enteignet hat, in der 80,51 Prozent der 
Proſkriptionsfälle deutſche find? Herr Jan Dabſki gibt 
offen zu, daß der Zweck ſeines Eintritts in Pommerellen, 
der naturgemäß den Niedergang der dortigen Land⸗ 
wirtſchaft zur Folge hat, ein politiſcher iſt. Man will 
eben den Korridor entdeutſchen, obwohl das zehnmal durch 
Verfaſſung und internationalen Vertrag verboten iſt. Was 
nützt uns das ganze Liquidationsabkommen, wenn polniſche 
Wirtſchaftsgeſetze zur politiſchen Liquidation benutzt werden? 

Und was hat die entdeutſchende Agrarreform mit 
Goingen zu tun? Höchſtens dies, daß fie genau fo wie 
der koſtſpielige Bau des Hafens von Gdingen dem 
Steuerzahler neue Bedrückung bringt. Wirt⸗ 
ſchaftlich betrachtet iſt zur Agrarreform keine Wojewod⸗ 
ſchaft jo ungeeignet wie Pommerellen. Wirt⸗ 
ſchaftlich betrachtet hätte alles, was in Gdingen gebaut 
wurde, weit billiger und praktiſcher in Danzig entſtehen 
können. Bei einem vernünftigen Zollabkommen mit 
Deutſchland hätte man bei Benutzung der alten natürlichen 
Verkehrswege überhaupt 
Hafen und Eiſenbahn gebraucht. . 


Dafür hätte man die Weichſel nicht nur in ihrem 


Südlauf im alten guten Stand erhalten können, ſondern die 
Regulierung auch des kongreßpolniſchen Stromteiles wäre 
möglich geweſen, eine nötige, außerordentlichen Gewinn 
verſprechende Arbeit. Der Verſuch der Agrarreform in 
Pommerellen bringt, wie auch von polniſcher Seite wieder⸗ 
holt verſichert wurde, keine „Reform“ der Agrar⸗ 
verhältniſſe, ſondern einen Niedergang ihrer Kultur. 
Dagegen gibt es in den Oſtgebieten Polens rieſige Be⸗ 
zirke, die der Entwäſſerung und Neugewinnung von Land 
bedürfen. Hier ſollte man den Spaten gebrauchen und 
nicht für die Erhaltung eines wirtſchaftlich gefährlichen 
Preſtiges politiſche Spannungen heraufbeſchwören, während 
man alle Hände zu rühren hätte, um lebensnot⸗ 
wendige Arbeiten zu erledigen, die das Anſehen des 
polniſchen Staates und Volkes ebenfo wie feinen Wohl⸗ 
ftaud in Wahrheit heben und mehren können. 


veröffentlichten Artikel zum Gegenftande, der die Überſchrift 
„Ehren auszeichnungen für pommerelliſche 
Schlachten bummler“ trug und fic mit der ſeinerzeit 
in Funktion befindlichen „Kommiſſion der Ehrenabzeichen 
der pommerelliſchen Front“ beſchäftigte. In dieſem 
Aufſatz wurde dem Bedauern darüber Ausdruck gegeben, 
daß dieſe Kommiſſion liquidiert wurde, ohne auch eine Reihe 
deutſcher Bürger, die in pommerelliſchen Bürgerwehren 
tätig waren, berückſichtigt zu haben. Auszeichnungen haben 
nur waſchechte Polen erhalten. Zu verantworten hatte ſich 
in dieſer Sache nicht allein der Schriftleiter des politiſchen 
Teils, Johannes Kruſe, ſondern auch der für den unpoli⸗ 
tiſchen Teil verantwortlich zeichnende Redakteur Marian 
Hepke, Sa man offenbar nicht wußte, wer von beiden als 
der Schuldige in Frage kommt. Nach der Anklage ſoll der 
Artikel ſchon in der Überſchrift eine Jroniſterung der er⸗ 
wähnten Kommiſſion und der ausgezeichneten „Angehörigen 
von Militärformationen, die in der pommerelliſchen. Front 
Dienſte gele'ſtet hatten“, enthalten haben Der Angeklagte 
Kruſe erklärte zu ſeiner Verteidigung, daß er als politiſcher 
Redakteur die Verantwortung für dieſen durchaus unpoli⸗ 
tiſchen Artikel nicht übernehmen könne, daß er in dem Ar⸗ 
tikel ſelbſt aber auch keine Beleidigung entdecken könne. Für 
den Ausdruck „Schlachtenbummler“ gebe es in der polni- 
ſchen Sprache keine Terminologie. Man verſtehe darunter 
im Deutſchen einen Menſchen, der aus Vorliebe militäriſche 
oder polizeiliche Dienſte leiſtet. Und im übrigen hätten doch 
auch zahlreiche Bürger deutſcher Nationalität ſolche Dienſte 
geleiſtet und dadurch zu einer reibungsloſen übernahme 
Pommerellens durch das polniſche Militär beigetragen, ohne 
daß man ſie mit einer Auszeichnung bedacht hätte. Dieſen 
Ausführungen ſchloß ſich der Angeklagte Hepke in vollem 
Umfange an. Er bekannte ſich zwar nicht zur Autorenſchaft, 
gab aber zu, daß er für den Teil, in dem dieſer Artikel er⸗ 
ſchien, verantwortlich ſei, und auch für dieſen Artikel ſelbſt 
die Verantwırtung übernehme. Der Staatsanwalt ſtellte 
ſich jedoch caf den Standpunkt, daß der Aufſatz ohne Zweifel 
eine GVerurrctlung verdiene, da er keineswegs das enthalte, 
was die Angeklagten aus ihm herausgeleſen hätten. Der 
Ausdruck „Bummler“ fet gerade nicht eine Schmeichelel; 
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man verſtehe im Gegenteil darunter einen Menſchen, der 
bei anſtändigen Leuten nicht im beſten Geruch ſtehe. Der 
Artikel trage politiſchen Charakter und fet geeignet, die 
vom Kriegsminiſterium beſtätigten Auszeichnungen herab⸗ 
zuwürdigen. Der Antrag lautete auf je 300 Zloty Geld⸗ 
ſtrafe und Tragung der Gerichtskoſten. Der Verteidiger 
Rechtsanwalt Dr. Kaſzynſki trat den Ausführungen des 
Staatsanwalts in einer längeren ſachlichen Rede entgegen, 
in der er vor allem betonte, daß die Anklagebehörde 
ſelbſt ſich urſprünglich nicht darüber ſchlüſſig werden 
konnte, ob wegen des Artikels überhaupt ein Verfahren 
eingeleitet werden ſolle. Man habe ſich erſt an einen mili⸗ 
täriſchen Verein gewandt und gefragt, ob dieſer ſich durch 
den Artikel beleidigt fühle. Erſt nach dem Eingang einer 
bejahenden Artwort ſei die Anklage erhoben worden. 

Nach einer längeren Beratung fällte das Gericht das Urteil, 
das auf 150 Zloty Geldſtrafe für den Angeklagten 
Kruſe, dagegen auf Freiſpruch für Redakteur Hepke lautete. 
Das Gericht ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß der Artikel 
rein politiſchen Charakters ſei und auf jeden Fall eine Be⸗ 
leidigung der „Kommiſſion der Ehrenabzeichen“ enthalte. 
Gegen dieſes Urteil hat der Angeklagte unverzüglich die 
Appellation angemeldet. 


Der dritte Prozeß richtete ſich gegen einen im Novem⸗ 
ber 1928 aus dem „Liſſaer Tagebl.“ entnommenen Artikel, 
in dem über Schikanen geklagt wurde, denen unſere 
Stammesbrüder im Oſtrowoer Gerichtsgefäng⸗ 
nis ausgeſetzt waren. Der Angeklagte Kruſe hatte einen 
Zeugen ‘aden laſſen, um für die dort angeführten Fat: 
ſachen den Wahrheits beweis zu erbringen. Dieſer 
Zeuge beſtä biete auch die in dem Artikel enthaltenen 
Angaben Der Prozeß wurde jedoch auf Antrag des Staats⸗ 
anwalts vertagt, damit auch die andere Seite, der Ge⸗ 
fängnisdirektor und ein Gefängnisaufſeher, gehört würde. 

Die längſte Zeit nahmen zwei im September und Hoz 
vember 1928 in der „Deutſchen Rundſchau“ erſchtenene Ar- 
tikel von Paul Dobbermann in Anſpruch, der denn 
auch zuſammen mit dem Schriftleiter Kruſe auf der An⸗ 
klagebank Platz nahm. Die Artikel beſchäftigten ſich mit 
verſchiedenen Schulpraktiken in Pommerellen al 
durch die hentihe Eltern gentzttiak wurden, ihre Kinder in 
volniſche Schulen zu ſchicken. Das pommerelliſche 
Kuratorium erblickte darin eine Beleidig ung und Ver⸗ 
ächtlichmachung und ſtellte Strafantrag, auf den die 
Staatsanwaltſchaft auch reagierte. In dieſer Sache hat be⸗ 
reits eine Verhandlung ſtattgefunden, die jedoch vertagt 
wurde, da einer der damals vorgeladenen Entlaſtungszeugen 
bereits geftorben andere ſich inzwiſchen einen anderen 
Wohnſitz ausgeſucht hatten und unauffindbar waren. Andere 
Entlaſtungszeugen waren zu der am Mittwoch ſtattgefun⸗ 
denen Verhandlung leider nicht geladen worden, ſo daß der 
Belaſtungszeuge, der Kreisſchulinſpektor aus Zempelburg⸗ 
ein leichtes Spiel hatte. Der vom Verteidiger eingebrachte 
Antrag auf Ladung neuer Zeugen, die den in den 
Artikeln nthaltenen Tatbeſtand hätten beſtätigen können, 
wurde vom Gericht abgelehnt, wodurch den Angeklagten 
die Möglichkeit genommen wurde, den Beweis 
dafür zu erbringen, daß die Einſchulung deutſcher Kinder 
in polniſche Schulen wider den Willen der Eltern in ver⸗ 
ſchiedenen Fällen tatſächlich erfolgt iſt. Während der Ver⸗ 
teidiger auf Freiſpruch der beiden Angeklagten plädierte, 
des Schriftleiters Kruſe, weil er im guten Glauben die Ar⸗ 
tikel des Herrn Dobbermann, als des Leiters der Shirl 
abteilung des Bureaus der deutſchen Abgeordneten, in der 
„Deutſchen Rundſchau“ veröffentlicht habe, und des zweiten 
Angeklagten Paul Dobbermann, der lediglich eine fſach⸗ 
liche Kritik an verſchiedenen Schulpraktiken in Pomme— 
rellen geübt hätte, trat der Staatsanwalt für eine ſtreuge 
Beſtrafung ein. Der Angeklagte Kruſe ſei nicht fo 
ſchuldlos, wie er hier ausſehe. Er habe an dieſen „Schmäh⸗ 
artikeln gegen die polniſchen Behörden“ durch ihre Ver⸗ 
öffentlihune mitgewirkt und dadurch den Staat im Aus⸗ 
lande verächtlich gemacht, Herr Dobbermann aber ſei 
dem Gericht ſchon ſeit langer Zeit bekannt. Die Verhand⸗ 
lung habe gerade das Gegenteil ſeiner Behauptungen be⸗ 
wieſen. Deshalb müſſe er eine exemplariſche Strafe für 
beide Angeklagte beantragen, und zwar für den Angeklagten 
Kruſe je 200 Ztoty Gelóftrafe und für den Angeklagten 
Dobberma in für jeden Artikel je zwei Monate Gefängnis, 
die entſprechend zuſammenzuziehen wären. Das Gericht 
verurteilte ſchließlich Herrn Kruſe zu Je 50 Zloty 
Geldſtrafe und Herrn Dobbermann in einem Falle 
zu zwei, im anderen zu 244 Monaten Gefängnis, die auf 
drei Monate Gefängnis zuſammengezogen wurden. 
Auch gegen dieſes Urteil iſt fofort die Berufung ande 
meldet worden. 

Die Preſſeprozeſſe gegen den „Kujawiſchen Boten“ 
wurden vertagt, und in dem Prozeß, den der Hauptſchrift⸗ 
leiter Jan Teſka vom „Dziennik Bydgoſki“ gegen 
den verantwortlichen Redakteur des „Slo wo Pomor⸗ 
ſkie“ wegen Beleidigung und Verleumdung angeſtrengt 
hatte, wurde gegen dieſen auf eine Geldſtrafe von 150 Ztoty 
erkannt. Ein Prozeß gegen den „Dziennik Bydͤgoſki“ ſelbſt 
verfiel der Vertagung. 


PU VCC ccc 
Unſere geehrten Lefer werden gebeten, bei Beſtellungen 
und Einkäufen ſowie Offerten, welche ſie auf Grund von 
Anzeigen in dieſem Blatte machen, ſich freundlichſt auf die 
„Deutſche Rundſchau“ beziehen zu wollen. 
BETEN EEE 


2. Blatt. 


Pommerellen. 


17. Jannar. 


Graudenz (Grudziadz). 


X Bevölkerungsbewegung. In der Zeit vom 7.—11. 
anuar gelangten auf dem biefigen Standesamt zur An⸗ 
meldung: 20 eheliche Geburten (9 Knaben, 11 Mädchen) 
ſowie 9 uneheliche Geburten (5 Knaben, 4 Mädchen) und 
eine uneheliche Totgeburt (Knabe), ferner 2 Eheſchließungen 
und 17 Todesfälle, darunter 3 Kinder bis zu einem Jah 
(lein Knabe, zwei Mädchen). 

X Der erſte Tonfilm in Graudenz, betitelt „Das 
Komödiantenſchiff“, wird zur Zeit hier in einem 
Kino aufgeführt. Was die ſtimmliche Seite des Films an⸗ 
betrifft und dieſe kommt hier ja in allererſter Linie in Be⸗ 
tracht, fo muß man fagen, daß dieſe Filmart, wenigſtens 
nach der Probedarbietung, doch techniſch noch einen ziemlich 
weiten Entwicklungsweg zurückzulegen hat, um als gänzlich 
fertig angeſprochen zu werden. Die menſchliche Stimme 
klingt beim Sprechen bei weitem noch nicht natürlich und 
* ſondern zum großen Teile hohl, farb⸗ und klanglos, 
4 daß z. B. bei Szenen beweglicher, tiefernſter Natur da⸗ 
a ein gewiſſes komiſches Moment hineingetragen wird. 
zeſſeres kann man vom Geſang jagen, und auch von den 
einzelnen Geräuſchen, wie z. B. dem Stimmengewirr, Bei⸗ 


Y 
* 


ſallsklatſchen, Ticken der Uhr, Sirenengepfeife uſw. Alle 


heute noch vorhandenen Mängel ſo zu beſeitigen, daß der 
Tonfilm einen völligen Genuß bietet, wird vielleicht in 
nicht allzu ferner Zeit auch gelingen. * 
A as Arbeitsloſen⸗Verſammlung. Die Graudenzer Ar- 
eitsloſen hielten Dienstag im „Bazar“ eine Verſammlung 
ab, in der die Situation für die ohne Beſchäftigung und da- 
si ohne Erwerb Befindlichen beſprochen und ein neues 
DES e erg ee gebildet wurde. Die Zuſammen⸗ 
unft hatte einen durchaus ruhigen Charakter. * 
t x Meldung von Arbeitsloſen. Die Magiſtratsabtei⸗ 
ee fogialen Schutz fordert diejenigen, im Staatlichen 
eee, regiſtrierten Arbeitsloſen, die keine Unter⸗ 
8p erhalten, auf, ſich im Rathauſe, Zimmer 113, zu 
melden. Der letzte Tag der Meldungen iſt, nachdem bereits 
. (Ledige) und Freitag (Familien bis drei Per⸗ 
n) ſolche erfolgen mußten, Sonnabend, 18. Januar, 
9 Uhr (Familien über drei Perſonen). * 
Anträge auf Eheſcheidungen wurden im Jahre 1929 
beim Bezirksgericht in Graudenz 52 geſtellt. 9 Ehen wurden 
geſchieden (in Thorn in dieſer Zeit 22). In 4 Fällen wurde 
reg in 2 Fällen die Ehefrau und in 3 Fällen beide 
. vd als ſchuldiger Teil erklärt. Was das Alter der Ge⸗ 
der ate US fo waren die jüngſte Ehefrau wie aud 
öltefte Ehemann oO Nane pong ältefte Ehefrau 59 und der 
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abend — 5 Abſicht überfiel am letzten Sonn⸗ 
cite Gaal $ Wege nach Böslershöhe (Straemiecin), 
ermittelt ei Meter vom Gute entfernt, eine bisher un⸗ 
Fee e Perſon die verheiratete Lucia Szymelfenig. Die 
. wurde von dem Strolch zur Erde geſtoßen und mit 
; m harten Gegenſtande auf den Kopf geſchlagen. So⸗ 
dann durchſuchte der Räuber die Handtaſche der Über⸗ 
fallenen, fand aber nicht das gewünſchte Geld. Dafür aber 
nahm er der Frau die in der Stadt gekauften Waren ab und 
entfloh. * 
„unter den ungewöhnlich zahlreichen Wohnungs⸗ 
Boden: und Kellerdiebſtählen in letzter Zeit fiel durch die 
der Behörde erkenntliche Art ihrer „Arbeit“ eine Bande 
auf. Zunächſt gelang es nicht, fie dingfeſt zu machen, zu⸗ 
mal oftmals unſachliche Meldungen von wirklich oder nur 
eee Heimgeſuchten nicht gerade zu der Ergreifung 
eitrugen. Indeſſen gelang es jetzt den unausgeſetzten Be⸗ 
mühungen der Polizei, zweier Mitglieder dieſer Einbrecher⸗ 
ſippſchaft habhaft zu werden. In der Nacht zum Dienstag 
wurden auf dem Bahnhof zwei junge Burſchen namens 
Alfons Pitt und Edmund Kraſinſki, die einen Koffer 
Busen und durch ihr Gebaren auffielen, feſtgenommen. Auf 
Em Kommiſſariat ftellte ſich heraus, daß die beiden Spitz⸗ 
buben einen Einbruch im Kolonialwarengeſchäft Jedrze⸗ 
ite hid in der Kl. Müßlenſtraße (Malgminájta) verübt 
haben. Weiter geftanden P. und K. auch noch eine Anzahl 
anderer „Hausſuchungen“ ein. e 
XK Seftgenommen wurden laut letztem Polizeibericht 
5 Perſonen, darunter 3 wegen Trunkenheit und 2 wegen 


Diebſtahls. 
s 


Beranſtaltungen ıc. 


EN 

tale Bühne Grudgiads. uf bie unwiderruflich letzte Anf- 
$ hrung von „Weekend im Paradies” am kommenden Sonntag, 
em 19. 1., nachmittags 8 Uhr, als Fremden⸗ und Volksvorſtellung 
in halben Preiſen wird nochmals bingewieſen. In den Pauſen 

künden Orcheſtervorträge att. Die Aufführung ift kurs nach 

. fort zu Ende, fo daß die Beſucher zeitig mit den Zügen beim⸗ 
Dren können. (974 * 


Die Buchhandlung Arnold Kriedte, Grudziadz, Miekiewicza 8, 
Bücher⸗ und Noten» 


der von Dr. 
literariſchen Kritiken 


der deutſchen Neuerſcheinungen, tft 
unfere 


Vereine, 


W a fof [08 über: 
ten 
unid ( 08 * 


* 


Thorn (Torus). 


= v. Das Thorner Standesamt regiſtrierte in der Woche 
zom 5. bis 11. Januar d. J. 21 eheliche Geburten (zehn 
“saben und 11 Mädchen), ſowie 3 uneheliche Geburten 
die den). Die Zahl der Eheſchließungen betrug 2 und 
le Zahl der Todesfälle 12. 
a Nochmals die Wegeſteuer. 
nor ¡Sbefigern wird immer wieder 
Pe Magiſtrat zu Unrecht erhobenen Wegeſteuer⸗R 
re heutigen Tage nicht zurückgezahlt bzw. au 
regen verrechnet worden find. Obgleich der Magiſtrat 
en Gerichtsurteil zur Aufhebung der ungeſetzlichen Wege⸗ 
wer gezwungen, dieſe Steuer inzwiſchen auch aufgehoben 


Von den ſteuerzahlenden 


darüber geklagt, daß die 
aten bis 


Deutſche Rundſchau. 


Nr. 14. 


Bromberg, Sonnabend den 18. Januar 1930. 


worden iſt, wird den in der heutigen Notzeit mit Steuern 
ſchwer überlaſteten Hausbeſitzern eine Rückvergütung der 
zum Teil recht erheblichen Beträge ſeitens des Magiſtrats 
immer noch verweigert. ss 
y Unbequeme Halteſtelle. Die an der Eiplanade befind⸗ 
liche Halteſtelle der Elektriſchen Straßenbahn der Linie 
Mocker iſt ſo ungünſtig gelegen, daß ſtändig ſeitens des zu 
ihrer Benutzung gezwungenen Publikums Klagen über ihre 
Lage laut werden. Das dort wartende Publikum iſt ſtändig 
der Gefahr ausgeſetzt, von vorbeifahrenden Autos ange⸗ 
fahren zu werden, weil dort zwiſchen Straße und dem Bache⸗ 
graben nur ein ganz ſchmaler Streifen vorhanden iſt, auf 
den das Publikum ſich ſtellen kann. In der jetzigen feuchten 
Jahreszeit werden die Kleidungsſtücke der dort Stehenden 
von den Rädern der Autos über und über mit Kot beſpritzt 
und der Zugang zu dieſer Halteſtelle iſt auch nur durch vor⸗ 
heriges Überqueren ſchmutziger Fahrſtraßen möglich. Dieſen 
großen Übelſtänden iſt leicht dadurch abzuhelfen, wenn die 
Halteſtelle nur wenige Meter weiter nördlich 
verlegt wird. Dort am Ende der offenen Bache, an der 
Stelle, wo früher das Culmer Tor ſtand, hätte das Publi⸗ 
kum einen ſtets trockenen Zugang vom Trottoir aus und 
dieſe Stelle bietet auch ausreichend Raum für Wartende 
ohne ſonderliche Behinderung des dort nur geringen Ver⸗ 
kehrs. Vor dem Beſpritztwerden kann es ſich durch weiteres 
Zurücktreten wirkſam ſchützen. Das Elektrizitätswerk ſollte 
dieſen „Dienſt am Kunden“ freudig in die Tat umſetzen, 
zumal ihm keinerlei Unkoſten daraus entſtehen. Seine 
Kunden werden es ihm zu danken wiſſen. * * 
v Anpflanzung von Straßenbäumen. Auf der Nordoſt⸗ 
ſeite der Straße vom Pilz zum Roten Weg (Cöerwona 
Droga) gegenüber dem früheren Kaſino, jetzigen Wohnhaus 
des Wojewoden, iſt die ſtädtiſche Gartenbauverwaltung zur 
Zeit damit beſchäftigt, neue Bäumchen anzupflanzen. Wenn⸗ 
gleich dieſes Vorgehen ſehr zu begrüßen iſt, ſo muß es 
immer wieder bedauert werden, daß für das dicht daneben 
liegende Glacis, das in ſeiner Verwahrloſung geradezu 
einen Schandfleck für eine Regierungsſtadt bedeutet, Mittel 
zur Behebung dieſes Übelſtandes nicht bereitgeſtellt werden. 
* * 


v. Straßenunfall. Am letzten Dienstag⸗Wochenmarkt 
wurde ein älterer Mann auf dem Altſtädt. Markt von 
einem aus der Culmerſtraße kommenden Gärtnerwagen 
angefahren und zu Boden geworfen. Er erlitt leichte Ver⸗ 
letzungen im Geſicht. . * * 

y. Wegen Veruntreuung von 252 Zloty wurde der 
Händler Broniſtaw Murawfti verhaftet 4 
Gerichtsgefängnis eingeliefert. 

v. Autozuſammenſtoß. Am Dienstag ſtieß in der 
Graudenzerſtraße (Grudziadzka) die Autodroſchke Nr. 28 
mit dem Privatauto des Dr. Sofolowfft zuſammen. Bei 
dem Zuſammenſtoß erlitt das Auto des Dr. S. Beſchädi⸗ 
gungen. * * 

v. Aus der Haft entlaſſen wurde der am Sonntag feſt⸗ 
genommene Graphologe und Hellſeher Karten. * 


v. Der Polizeibericht vom 15. d. M. verzeichnet die Feſt⸗ 


nahme von 7 Perſonen wegen Trunkenheit und Ausſchre 

tung, einer Frauensperſon wegen unſittlichen Lebens⸗ 

wandels. Außerdem gelangten 2 kleinere Diebſtähle zur 

Anmeldung und Protokollierung. * + 
— — — — 

m Dirſchau (Tezew), 16. Januar. Schadenfeuer 
vernichtete geſtern abend auf der Beſitzung des Herrn 
Hirſch im benachbarten Czattkau eine Scheune. Die zur 
Brandſtelle geeilte Freiwillige Feuerwehr beſchränkte ſich 
auf die Rettung der benachbarten Stallungen und des 
Wohnhauſes. Mit der Scheune wurden eine größere Menge 
Futtervorräte, landwirtſchaftliche Maſchinen und ca 100 
Zentner Roh⸗Tabak vernichtet. Der entſtandene Schaden iſt 
bedeutend. Die Urſache des Brandes iſt noch nicht feſt⸗ 
geſtellt. — Die hieſige Polizei verhaftete kürzlich eine 
Perſon, die im Verdacht ſteht, Aus landspäſſe ge⸗ 
fälſcht zu haben. 

a. Schwetz (Smwiecie), 16. Januar. Einen ſchweren Ver⸗ 
luſt erlitt der Wojt Wojtalewiez aus Swiekatowo im 
hieſigen Kreiſe. Er hatte vor dem Gaſthauſe in Lonſk feinen 


Graudenz. 


ür die vielen Beweiſe aufrichtiger 
Teilnahme beim Heimgange unlerer 
lieben Entſchlafenen, der verw. Frau 
Emma Meißner geb. Meißner 
ſage ich im Namen der Hinterbliebenen 


herzlichſten Dank. 
Grudziadz, den 16, Januar 1930, 


Oskar Meißner, 


Architelt. 


koſtenfr. 
E 
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e 
fall gebrauchte 


Holz⸗Auktion 
von Nutz⸗ und Brennholz 


findet am Montag. dem 27. d. Mts. vorm. 
9% Uhr im Maſoratsgaftbauſe in Gruta ſtatt. 


en Die Mojoratsverwaltung Drle. Igenenitände, 


Uhr 


und in das 
: * * 


Gemüfefamen 


für Frühbeet u. Garten 
iow. alle ander. Säme- 
teien find von meinen 
ausländiſchen Züchtern 
eingetroffen. Katalog 
nomas French, 
rudzigdz. 


Gold-u.Silbermiingen 
auch Bernitein kauft 


8 Paul Wodzak, 
Ubrmader, Torufskab. 


Verkaufe weg. Todes- 
1107 


Möbel 


und Wirtſchafts⸗ 


ung von 9—12 u. 
456 


das bekannte 


Wagen mit zwei jungen Pferden angebunden. Plötzlich 
ſcheuten die Pferde und liefen in der Dunkelheit nach Sim⸗ 
kau in den See, wo ſie ertrunken ſind. Der Schaden be⸗ 
läuft ſich auf ca. 2000 Zloty. 

w. Soldau (Dzialdowo), 16. Januar. Der am Dienstag, 
14. d. M., hierſelbſt ſtattgefundene Vieh-, Pferde⸗ und 
Krammarkt war bei dem ſchönen Wetter ſehr gut von 
Verkäufern wie auch Käufern beſucht. Der Auftrieb von 
Vieh war jedoch nicht zu ſtark, der Umſatz zufriedenſtellend. 
Es wurden folgende Preiſe gezahlt: 1. Sorte Milchkühe 
450500, 2. Sorte 380 —440, dritte Sorte 300-375 und 
4. Sorte 220-290 Zloty; hochtragende Färſen brachten 350 
bis 420, nicht tragende 200330 Zloty je nach Qualität. 
Jungbullen koſteten 150—200 Zloty pro Stück. Fettvieh 
1. Sorte Bullen 55—60, 2. Sorte 48-54 Zloty pro Zentner. 
Der Pferdeumſatz war trotz der billigen Preiſe nicht nen⸗ 
nenswert, ſo daß mancher Verkäufer es doch vorzog, ſein 
Roß nach Hauſe zu nehmen, und auf Preisſteigerung 
zu warten. Der Krammarkt zeigte eine lebhafte Bewegung, 
ſo daß Verkäufer und Käufer ſehr gut auf ihre Rechnung 
gekommen fein mögen. — Am Mittwoch, 15. d. M., fand an⸗ 
ſchließend in Heinrichsdorf (Plosnica) hieſigen Kreiſes eben⸗ 
falls ein Vieh⸗, Pferde⸗ und Krammarkt ſtatt. Der Auf⸗ 
trieb war trotz des ſchönen Wetters nur mittelmäßig. Käufer 
waren wohl mehr vorhanden als Verkäufer, ſo daß die 
Preiſe nach dem geſtrigen Soldauer Markt um etwa 10 bis 
30 Zloty pro Stück angezogen hatten. 


h Strasburg (Brodnica), 16. Januar. In der Zeit vom 
13. bis 31. Dezember verzeichnete das hieſige Standes- 
amt 16 Geburten (darunter 2 uneheliche) und 9 Todesfälle. 
— In Wapierſk entſtand ein Feuer im Gehöft der Frau 
Majka. Abgebrannt ſind ein Stall und eine Scheune mit 


Getreide. Der Brandſchaden wird auf etwa 8000 Zloty 
geſchätzt. 

Y Zempelburg (Sepölno), 16. Januar. Am ver⸗ 
gangenen Sonntag abend fand im hieſigen evangeliſchen 


Gemeindeſaal unter zahlreicher Beteiligung der Gemeinde⸗ 
mitglieder aus Stadt und Land eine Lichtbilder ⸗ 
Vorführung aus dem Leben Dr. Martin 
Suthers ſtatt, die bei allen Teilnehmern einen bleiben⸗ 
den Eindruck hinterließ. Anſchließend daran gelangte noch 
ein intereſſanter Film von der deutſchen Heidenmiſſion in 
China zur Vorführung, der äußerſt lehrreich war und den 
Zuſchauern die oft nicht leichte Arbeit "und Tätigkeit der 
dort wirkenden Miſſionare vor Augen führte. Die Er⸗ 
klärungen zu den einzelnen Bildern gab der hieſige 
Miſſionar Schnarr. — In der hieſigen evangeliſchen 
Kirchengemeinde betrug im verfloſſenen Jahre die 
Zahl der Taufen 33 (14 Knaben und 19 Mädchen), der Kon⸗ 
firmanden 49 (21 Knaben und 28 Mädchen) der Trauungen 
23 und der Todesfälle 48, und zwar 27 männliche und 21 


weibliche. 


Verlangen Sie überall 


auf der Reiſe im Hotel. im Reſtaurant 
im Gais und auf den Bahnhöfen die 


Deutſche Rundſchau. 


Thorn. 


„ Am pat 9 dem 15. Januar 1930, nachmittags 
5¼ Uhr, eniſchlief ſanft nach kurzem ſchweren Leiden 
meine innig geliebte Frau, unſere gute tter, wies 
germutter, Großmutter, Schweſter, Schwägerin u. ‘ 


Frau Klara Felsle 


geb. Trenkel 
im 54. Lebensjahre. 


Dies zeigt mit der Bitte um ſtille Teilnahme tief⸗ 
betrübt an m Namen der trauernden Hinterbliebenen 


Gujtav Felske 
nebſt Kindern. 
Rogówlo, den 16. Januar 1930. 


Beerdigung am Montag, dem 20. Januar, nade 
mittags 2½ Uhr vom Trauerhauſe aus. 
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Ventzkiſtraße Nr. 10. 
part. r. 


43mm. Bohn. 


in Grudzigdz, in bejter 
Lage d. Stadt, jofort au 
verriet. Off. u. J. 1104 
an die Geſchäftsſtelle 
A. Kriedte, Grudzigdz. 


Srühbeetfeniter 


Gewächshäuſer, ſowie Gartenglas. 
Glaſerkitt u. Glaſerdiamanten liefert 


% A. Heyer, Grudziadz, 
Frühbeetfenſterfabrik. Preisliſten gratis. 


J. Bayer, Dragas 


Moderne Herrenschneiderei u 
— > sion | Solido Preise,läi Aökepte, Wende — 


Soya-Schrot 


Zygmunt Rozakowski, Toru 


Mostowa 8 


ak Para — 
ps-Schrot „Ztemade 
Sonnenblumenkuchen sora Tamntliche 


offeriere in jeder Menge ab meinem 
ager zu giinstigen Bedingungen 


Tel. 67 u. 68 


und diskret. 


e 


Angelegenheiten. auch 
familiäre, gewiſſenhaft 


22. 


Der Fall Schacht. 


Was wollte der Reichs bankpräſident mit feinem Vorſtoß bezwecken? 


Aus Berlin wird uns von parteilich unbeeinflußter 
Seite geſchrieben: 


Was wollte Schacht? Man wird dieſe Frage nach 
einiger Überlegung vielleicht doch beantworten können. 
Daß ſeine Weigerung, die Reichsbank an der Tributbank 
nicht zu beteiligen, nicht ſogleich zu einer Revifion des 
Ergebniſſes beider Haager Konferenzen und zur Aufgabe 
aller über den Youngplan hinaus aufgeſtellten Forderun⸗ 
gen der Gläubigermächte führen würde, darüber war ſich 
Schacht wohl klar. Und wenn er mit ſeiner Erklärung, 
daß er einer reichsgeſetzlichen Verpflichtung der Reichsbank 
zur Beteiligung an der Tributbank keine Hinderniſſe in 
den Weg (egen werde, ſchließlich doch eine Möglichkeit ge⸗ 
ſchaffen hat, perſönlich die Intereſſen Deutſchlands in 
der Reparationspolitik zu vertreten, ſo muß man annehmen, 
daß die Aktion Schachts ein anderes Ziel hatte, als die 
Haager Konferenz zum Auffliegen zu bringen. Nach der 
Ratifizierung des Youngplanes durch die Parlamente wird 
der Schwerpunkt der Reparationspolitik, techniſch geſehen, 
nicht mehr vor allem bei den Regierungen, ſondern zum 
großen Teil bei der Internationalen Tributbank 
liegen. Dort werden in erſter Linie die Hebel angeſetzt 
werden müſſen, um eine Verbeſſerung der deutſchen Po⸗ 
ſition herbeizuführen, dort liegen die Entſcheidungen über 
die finanziellen Fragen, über die Fragen von Moratorien, 
kurz, über alle Probleme, die, ſolange eine politiſche Re⸗ 
viſtonsmöglichkeit nicht gegeben iſt, die Anſatzpunkte für die 
Reviſion aus wirtſchaftlichen und finanziellen Gründen bil⸗ 
den. Der deutſche Reichsbankpräſident hat als Hauptſach⸗ 
verſtändiger feinen Namen unter den Poungplan in feiner 
Partjer Faſſung geſetzt und trägt infolgedeſſen als einer 
ſeiner Väter eine ſtarke Verantwortlichkeit für den Inhalt 
dieſes Inſtrumentes. Wäre Dr. Schacht, ohne gegen die 
Verſchlechterungen des Noungplanes Proteſt zu erheben, 


durch eigene Zuſtimmung und nicht gezwungen durch ein 


Reichsgeſetz, wie dies jetzt geplant iſt, zum Träger der 
deutſchen Reparationspolitik in der Tributbank geworden, 
ſo hätte ſeine Poſition immer in dem Augenblick uner⸗ 
träglich werden müſſen, in dem er eine deutſche Repara⸗ 
tionspolitik, d. h. eine Reviſionspolitik verſucht hätte. Die 
Gläubiger hätten ihn auf ſeine Unterſchrift unter dem 
Doung⸗Plan verweiſen können und auf den freiwilli⸗ 


gen Eintritt der Reichsbank in die Tributbank, wenn 


‘ 


er, unter Betonung der Undurchführbarkeit dieſes Zah⸗ 
lungsplans, eine Anderung verlangt hätte. Dieſe Wee 
fahr iſt beſeitigt. Schacht wird durch ein im Haag 
mit den Gläubigern vereinbartes Reichsgeſetz in die 
Tributbank kommandiert. Er iſt nicht verpflich⸗ 
tet, die ſchweren Bedenken gegen die Verſchlechte⸗ 


rungen des Moung⸗Plans, die er in ſeinem Memorandum 


an die Reichsregierung, in ſeinem Brief an den Vorſitzen⸗ 
den des Organiſationsausſchuſſes für die Tributbank und 
in ſeiner jetzigen Haager Erklärung deutlich genug aus⸗ 
geſprochen hat, bei der Arbeit der Tributbank in den 
Hintergrund zu ſtellen, ſondern er wird bei der erſten 
Gelegenheit an ſie anknüpfen können. Das iſt ein 
wertvoller Vorteil für die deutſche Reparationspolitik der 
Zukunft. 

Man wird in manchen Kreiſen nun von einem Um⸗ 
fall Schachts ſprechen wollen. Auf der Linken, weil 
man dieſen mutigen Kämpfer haßt. Auf der Rechten, 
weil man der Meinung iſt, er hätte, wäre er unnachgiebig 
geblieben, vielleicht die Konferenz ſprengen und den Poung⸗ 
Plan auf dieſe Weiſe abwenden können. Dabet hat Herr 
Schacht gerade das getan, was der Unterzeichner des 
Houng⸗Plans tun konnte und mußte. Das ift mehr als 
dte Lebensleiſtung manches beſſerwiſſenden Sdrethalfes. 


Schacht und Moldenhauer. 


Eine recht inſtruktive Analyſe der Motive, 
die den Reichsbankpräſidenten Dr. Schacht 
zu ſeinem ſenſationellen Vorſtoß im Haag be⸗ 
wegten, finden wir in einem Aufſatz des demo⸗ 
kratiſchen „Hamburger Fremdenblattes“, das 
die letzten Haager Vorgänge weſentlich anders 
beurteilt als die demokratiſche eee eee e eee ee eee eee eee der 


Die Reichsbank einſt und jetzt. 


Die geſetzlichen Grundlagen des deutſchen 
Banknoteninſtituts. 


Das Reichsbank⸗Statut wird durch den Noung⸗ 
Plan geändert. Die bis dahin geführten Auseinander⸗ 
ſetzungen über das Ausmaß der neuen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen ſind plötzlich durch das bekannte Vorgehen Dr. 
Schachts auf das Gebiet der Politik abgedrängt worden. 
Dabei wird in teils mehr teils weniger fachlicher Form 
über die Stellung des Reichsbankpräſidenten bzw. über die 
Beſtimmungen des Bankgeſetzes diskutiert. In Folgendem 
ſei das weſentlichſte Tatſachenmaterial zuſammengeſtellt. 


Die Deutſche Reichsbank wurde im Jahre 1875, 
vier Jahre nach der Reichsgründung geſchaffen. Ihre Auf⸗ 
gabe beſtand in der Kontrolle über das deutſche Geld⸗ und 
Währungsweſen im Inland bzw. in der Kontrolle über die 
deutſchen Gelder im Ausland. Die Reichsbank iſt dieſer 
Hauptaufgabe in zufriedenftellender Weiſe gerecht geworden. 
Seit dem Jahre 1875 wurde eine mehrfache Anderung der. 
geſetzlichen Beſtimmungen vorgenommen, ſtets im Hinblick 
auf eine Stärkung der Poſition der Reichsbank, bzw. eine 
Geſchäftserweiterung entſprechend den Anſprüchen der Wirt⸗ 
ſchaft. Aus dem Aufbau der Reichsbank fet im Weſentlichen 
der Punkt hervorgehoben, daß an der Spitze der Reichsbank 
der Reichskanzler ſtand, dem als verwaltende und 
ausführende Behörde das Reichs bankdirektorium 
unterſtand. Die Aufſicht über die Bank wurde durch ein 
Kuratorium, das ſich aus den vom Kaiſer und von 
dem Bundesrat ernannten Mitgliedern zuſammenſetzte, 
ausgeübt. Den Vorſitz führte der Reichskanzler. Aus 
dieſer Konſtruktion ergab ſich, daß dem Reich ein maß⸗ 
gebender Einfluß auf die öffentlichen Funktionen der 
Bank eingeräumt war. 

In kraſſem Gegenſatz dazu iſt die Reichsbank heute 
Ar völlig autonom. Dieſe Selbſtändigkeit tit das 

rgebnis der Inflationswirtſchaft, die eine Un⸗ 

e der Reichsbank von der Regierung dringend 
forderte. Die deutſche Währung war ſeit Ausbruch des 


Reichshauptſtadt. Wir entnehmen dieſem Auf⸗ 
7 ſatz folgende Ausführungen: 

„Man verkennt bewußt, daß das Vorgehen Schachts, 
ſinanziell⸗ſachlich geſehen, durchaus logiſch iſt. Denn 
das Dezember⸗Memorandum an die Reichsregte⸗ 
rung, die Ablehnung, als Sachverſtändiger mit nach 
dem Haag zu gehen und der Ende Dezember an die Reichs⸗ 
regierung und an den Vorſitzenden des Internationalen 
Bankkomitees, den Amerikaner Reynold, überſandte 
Brief — das alles bewegt ſich auf einer einzigen Linie, 
und es beſagt nichts gegen Schacht, wenn er ſich, durch Gee 
ſetz gezwungen, ſeinem Vaterland zur Verfügung ſtellt 
und in Zukunft als deutſches Mitglied der Bank für Inter⸗ 
nationale Zahlungen angehören will. Seine Linie tft die: 
Sanierung der deutſchen Finanzen und Vermeidung weite⸗ 
rer Bepackung des Youngplans über die Pariſer Abmachun⸗ 
gen hinaus. Dr. Schacht iſt im Hauptamt Präſident der 


Reichsbank und als dieſer derjenige, der verantwort⸗ 


lich tit fur den Schutz der deutſchen Währung. 
Und es kann nicht oft genug betont werden, daß alle wirt⸗ 
ſchaftlichen Fortſchritte in Deutſchland nichts bedeuten gegen⸗ 
über dem Haupterfordernis der Aufrechterhaltung der deut⸗ 
ſchen Währung. Darüber wird bei allen Deutſchen, ſoweit 
ſie dieſen Namen verdienen, nur eine Meinung ſein. 

Doch iſt es wirklich ſo? Es iſt anzuerkennen, daß der 
Reſt des Kabinetts, der in Berlin verblieben iſt und 
der weſentlich unter ſozialdemokratiſchem Einfluß ſteht, die 
Forderung der ſozialdemokratiſchen Preſſe und Gewerk⸗ 
ſchaften nicht akzeptiert und mit dem Reichsbankprä⸗ 
ſidenten weiter verhandelt hat. Aber das ändert doch nichts 
an der Tatſache, daß die Sozialdemokraten im Ausland 
Stimmung gegen Schacht machen, damit der unliebſame 
Reichsbankpräſident beſeitigt und auch die Unantaſtbarkeit 
der Stellung des Reichsbankpräſidenten durch die politiſchen 
Parteien aufgehoben werde. 

Noch ſteht der unantaſtbare Reichsbankprä⸗ 
ſident dieſem Treiben entgegen, und deshalb wird es not. 
wendig, alles, was am Gedeih unſerer Heimat Intereſſe 
hat, zuſammenzufaſſen in der Forderung, daß an dieſer 
Stellung des Reichsbankpräſidenten nichts geändert 
wird. Die Anderung der Struktur der Reichsbank iſt 
aktuell. Die Anderung wird äußerlich notwendig, weil die 


internationalen Mitglieder des Generalrats der Reichsbank 


bei der Inkraftſetzung des Young⸗Plans ausſcheiden und 
durch deutſche erſetzt werden. Auch die Stellung des 
Reichsbankpräſidenten wünſcht die Linke zu 
ändern. Es mag genügen, daß dieſe Stelle gegen den 
Willen des Reichspräſidenten nicht beſetzt werden kann. Aber 
eine weitere Anderung der Stellung und insbeſondere eine 
ſtärkere Einflußnahme des Reichs auf die Notenbank muß 
durchaus abgelehnt werden. Bis jetzt ſind der Kontokorrent 
des Reiches bei der Reichsbank auf 100 Millionen Mark und 
die Schatzwechſel⸗Rediskontfähigkeit auf 400 Millionen Mk. 
beſchränkt. Wer ſich daran vergreift, ſündigt an der 
deutſchen Währung. 

Vor allem wollen wir es dabei Belafien, daß es in 
Deutſchland noch eine Stelle gibt, die für ihre Handlungen 
perſönlich verantwortlich iſt, und nicht dieſe letzte Verant⸗ 
wortung den Parteien übergeben, die nicht haftbar ge⸗ 
macht werden können. Dr. Schacht hat anſcheinend einen 
Mann gefunden, der ſich ihm zur Seite ſtellt. Es iſt der 
Reichsfinanzminiſter Prof. Dr. Moldenhauer, der trotz 
der Schwächung der Stellung der deutſchen Delegation im 
Haag durch die deutſche linksdemokratiſche und ſozialdemo⸗ 
kratiſche Preſſe die wirtſchaftlichen Geſichtspunkte dort wür⸗ 
dig vertreten hat. Er iſt es auch, der ſich gegen eine Ande⸗ 
rung des $ 6 des Reichsbankgeſetzes, der ſich mit der Ver⸗ 
waltung der Reichsbank befaßt, eindeutig ausgeſprochen hat 
und bereit iſt, feine äußerſte politiſche Konſe⸗ 
que z zu ziehen, falls in der nahen Zukunft Anderung 
des 8 6 ernſtlich zur Debatte ſtehen ſollte. Wir begrüßen 
dieſen Entſckluß und freuen uns, daß noch ein anderer 
Mann in Deutſchland aufgeſtanden iſt, der wirtſchaftliche 
Verantwortung zu übernehmen bereit iſt gegenüber politi⸗ 
ſchen Intrigen.“ 


Krieges, in beſonders NE REALI ARAGAO SIN || macy Wr TARTA AUR Maße aber fett dem 
Ruhrkampf, völlig zerrüttet worden. Eine unfinnige Finan⸗ 
zierungspolitik führte zu einem ungeheuerlichen An⸗ 
ſchwellen des Notenumlaufes, das eine Entwertung des 
Geldes und das Aufhören feiner wichtigſten Eigenſchaft als 
Zahlungsmittel zur Folge hatte. Der Golöbeftand der 
Reichsbank war von ſeiner einſt ſo ſtolzen Höhe von über 
2,2 Milliarden Mark auf etwas mehr als 400 Millionen 
zurückgegangen. Jeder, nicht allein die Wirtſchaftsführer 
und politiker, nein, der einfache Mann des Volkes emp⸗ 
fand, daß das Deutſche Reich ein neues Zahlungs⸗ 
mittel benötige, nachdem die Mark in Wirklichkeit auf⸗ 
gehört hatte zu exiſtieren. Das Wichtigſte war alſo, ein 
neues Zentralnoteninſtitut zu ſchaffen, das eine 
neue Währung ins Leben rufen ſollte. Wie aber ſollte das 
möglich fein, da die wichtiaſte Grundlage, die Golddeckung, 
fehlte! Daß die bei der Reichsbank noch vorhandenen 400 
Millionen für die Schaffung einer deutſchen Währung nicht 
ausreichten, verſtand ſich von ſelbſt. Konnte doch damit der 
taffächliche Bedarf an Zahlungsmitteln nicht gedeckt wer⸗ 
den. Das Naheliegende war ſelbſtverſtändlich, durch eine 
Anleihe bei dem Ausland die Baſis für die neue Währung 
zu Schaden. Aber in jenen Tagen, da das Vertrauen zum 
deütſchen Volk und zur deutſchen Wirtſchaft im Ausland 
völlig geſchwunden war, gab es keine Möglichkeit, Geld auf⸗ 
zunehmen. In dieſer ſo überaus ſchwierigen Situation 
wurde ein Plan ausgearbeitet, der dem Reiche ein Dar⸗ 
lehen erſchloß. Der Grundgedanke der Löſung ging auf 
einen Plan Helfferichs zurück, die neue Währung auf 
einer Belaſtung des Vermögens der deutſchen Wirtſchafts⸗ 
kreiſe aufzubauen. Hierbei konnte es ſich ſelbſtverſtändlich 
nur um eine Notlöſung handeln. Denn bei der tatſäch⸗ 
lich beſtehenden internationalen Verflechtung der Wirt⸗ 
ſchaftsnerßältniſſe mußte über kurz oder lang doch wieder 
eine Goldbaſis für die deutſche Währung geſchaffen 
werden. Deswegen war die Rentenmark von Anfang 
an zeitlich begrenzt. 

Wir alle haben das Wunder erlebt, daß die Stabili⸗ 
ſierung der deutſchen Währung trotz aller ungünſtigen Vor⸗ 
ausſagen erreicht wurde. Um ſie zu erhalten, mußte das 


Reparationsproblem jeiner endgültigen Löſung 
zugeführt werden. Der deutſche öffentliche Haushalt war 
zu bereinigen. Ende 1923 wurden zwei Ausſchüſſe aus 
Sachverſtändigen alliierter und aſſoziterter Mächte gebildet, 
die auf Vorſchlag Deutſchlands die Hilfsmittel und die 
Leiſtungsfähigkeit Deutſchlands prüfen ſollten. Sie wurden 
von deutſcher Seite weiteſtgehend unterſtützt. Dann, nach 
Abſchluß der Arbeiten, wurde ein Gutachten ausgearbeitet, 
das in Abſchnitt 6 feines erſten Teiles die Stabilität der 
Währung und die neue Notenbank behandelte. Man war 
zu dem Ergebnis gekommen, daß eine einheitliche und 
ſtabile Währung für die Sanierung der deutſchen Finanzen 
und die Wiederherſtellung des deutſchen Auslandskredites 
notwendig ſei. Dieſe Währung ſollte durch Errichtung einer 
neuen Notenbank oder durch Umbildung der Reichsbank 
erg werden. Dieſe Bank hat das ausſchließliche 

Recht der Notenausgabe in Deutſchland auf 
fünfzig Jahre. Eine Drittel⸗Deckung der Noten 
durch Gold und Devijen wurde vorgeſchlagen. Außerdem 
ſollte die Bank frei fein von jeder Kontrolle oder 
Einmiſchung der Deutſchen Regierung. Dieſe 
letzte Beſtimmung erſchien nach den Erfahrungen der In⸗ 
flationszeit als ſelbſtverſtändlich. Nur ſehr wenig Perſonen 
dachten daran, daß ſich aus dieſer Stellung der Reichsbank 
auch einmal ſchwere Konflikte ergeben könnten. 

Bekanntlich ſoll das Reichsbankſtatut geändert wer⸗ 
den, indem jede Beteiligung und Einmiſchung der aus 
ländiſchen Intereſſenten, wie ſie im Bankgeſetz 
vom 30. Auguſt 1924 vorgeſehen war, bef eitigt wird. 
Nunmehr iſt auch die Frage akut geworden, ob die Reichs⸗ 
bank ihrer Konſtruktion nach nicht wieder wie einſt einer 
Behörde des Reiches gleichgeordnet werden ſoll, und 
ob dabei genügend Sicherungen dafür getroffen werden 
können, daß die Reichsbank ihrer weſentlichſten Aufgabe, 
die Währung zu ſchützen, gerecht wird. 

Aus dem Bankgeſetz vom 90. Auguſt 1924 ſeien folgende 
ekisennusaee erwähnt: 

$ 1 Abi. 1. Die Reichsbank ijt eine von der Reichs⸗ 
regierung unabhängige Bank, welche die Eigenſchaft einer 
juriſtiſchen Perſon beſitzt und die Aufgabe hat, den Geld⸗ 
umlauf im geſamten Reichsgebiete zu regeln, die Zahlungs⸗ 
ausgleichungen zu erleichtern und für die Nutzbarmachung 
verfügbaren Kapitals zu ſorgen. 

$ 2 Abſ. 1 und 2. Die Reichsbank hat auf die Dauer 
von 50 Jahren das ausſchließliche Recht, Banknoten in 
Deutſchland auszugeben. 

Die beſtehenden Notenausgaberechte der Bayeriſchen 
Notenbank, der Württembergiſchen Notenbank, der Sächſi⸗ 
ſchen Bank und der Badiſchen Bank bleiben unberührt. 
Die Höchſtgrenze, bis zu welcher Privatnotenbanken Bank⸗ 
noten auszugeben befugt ſind, darf den Betrag von 191 
Millionen Reichsmark insgeſamt nicht überſteigen. 

$ 3 Abf. 1 (S. 1) Die Banknoten lauten auf Reichs⸗ 
mark. (S. 2) Die Reichsbanknoten ſind außer Rei 8gold⸗ 
münzen das einzige unbeſchränkte geſetzliche 3 lungs⸗ 
mittel in Deutſchland 

$ 6 Abſ. 1 (S. 1) Die Bank wird verwaltet durch das 
Reichsbankdirektorium, das aus einem Präſidenten als Vor⸗ 
1 rg und der erforderlichen Anzahl von Mitgliedern 
eſte 

Abſ. 2. Präſident und Mitglieder müſſen dentſche 
een ds 

Das Reichsbankdirektorium eine j 
mit ener Stimmenmehrheit; bei o AGR 
ſcheidet die Stimme des Präſidenten. 

Abſ. 4 (S. 1). Der Präſident wird vom Generalrat in 
der Weiſe gewählt, daß eine Mehrheit von 9 Stimmen vor⸗ 
ren fein muß, der mindeſtens 6 deutſche Stimmen an- 
gehören. 

Abſ. 5 (S. 1) Lehnt der Reichspräſident feine Unter⸗ 
ſchrift bei einem Gewählten ab, ſo hat eine Neuwahl ſtatt⸗ 
ee ee 

bf. 8. Die Amtsdauer des Präſidenten beträgt 4 Jahre. 
Der Präſident und die Mitglieder ſind wieder wählbar. 
Dr. 2 


Das künftige Neichsbankſtatut. 


ther das künftige Reichs ban kſtatut, wie es von 
dem hierfür eingeſetzten Organtfattonsfomttec 
einſtimmig beſchloſſfen worden tft und bet Zuſtandekommen 
des Haager Abkommens angenommen werden muß, ver⸗ 
lautet Folgendes: 
Das neue n beruht auf drei 
Grundſätzen: dem Wegfall der ausländiſchen Kontroll: 


organe, der Unabhängigkeit der Reichsbank und der Auf⸗ 


rechterhaltung der Münzparität. Diefe Grundſätze bildeten 
auch die Richtlinien für die Arbeiten des Organiſatlons⸗ 
komitees. 

Letzteres verfuhr bei feiner Arbeit in der Weiſe, daß die 
Beſtimmungen des alten, bisher gültigen Reichsbank⸗ 
geſetzes daraufhin durchgefehen wurden, welche Kontroll⸗ 
organe in Wegfall zu kommen hätten, welche Beſtimmungen 
aus der internationalen Bindung zu entlaſſen wären, und 
welche anderen Beſtimmungen aufrecht zu erhalten ſeien. 
Der vom Komitee aufgeſtellte Bericht enthält beſondere 
n worin die fraglichen Beſtimmungen aufgeführt 
werden. 

Seien en muß ferner noch darauf werden, daß auch 
die Beſtimmungen des Münzgeſetzes, ſowie des Ge⸗ 
ſetzes über die Liquidierung der Rentenmark 
international gebunden waren und daß auch dieſe Beſtim⸗ 
mungen nunmehr von dieſer Bindung frei werden. Der 
Charakter dieſer internationalen Bindungen geht dahin, 
daß dieſe Beſtimmungen nur unter ganz befonderen Vor- 
ausſetzungen abgeändert werden dürfen. Wenn z. B. 
die deutſche Regierung eine ſolche Abänderung beabſichtigt, 
muß fie ſich erſt mit der Bank für Internationalen Zah⸗ 
lungsausgleich zu dieſem Zweck in Verbindung ſetzen, da 
nur mit deren Einverſtändnis ſolche Abänderungen vor⸗ 
genommen werden dürfen. Sollte dieſes Einverſtändnis 
nicht erzielt werden, fo müßte das im Poung⸗Plan vor⸗ 
geſehene Schindsgericht darüber entſcheiden, ob die be— 
antragte Anderung mit den Grundſätzen des Young-Plancs 
in Einklang zu bringen iſt. 

Die beigubehaltenden Beſtimmungen find die folgenden: 
88 1, 2 des bisherigen Bankgeſetzes; Notenprivileg und 
Unabhängigkeit der Reichsbank; 8 3 Feſtſetzung der 
Eigenſchaft Noten als geſetzliches Zahlungsmittel; 8 6, der 
eine der wichtigſten Beſtimmungen darſtellt, da er die 
Organiſation der Reichsbankleitung regelt. Gegen— 
über der bisherigen Regelung, wo der Reichspräſident nur 
ein formales Vetorecht gegenüber der Ernennung des 
Reichsbankpräſidenten hatte, wird dieſes Recht 
letzt in ein echtes und wirkliches Recht umgewandelt. 


Dies gilt auch für die Berufung des Reichsbankpräſt⸗ 
denten und für die Erneuerung ſeines Mandates um weitere 
vier Jahre. Ein Gleiches gilt für die Ernennung und Ab⸗ 
berufuna der Mitglieder des Reichsbankdirek ⸗ 
torium 8; im übrigen ift dieſer Paragraph gegenüber der 
bisherigen Faſſung unverändert geblieben; $ 9 Ernennung 
der Reichsbankbeamten durch den Reichsbankpräſidenten; 
$ 10 Anpaſſung der Gehälter der Reichsbankbeamten an die 
reichsgeſetzliche Regelung; 8 12 Generalverſamm⸗ 
luna; $8 14 bis 18, die die Beſtimmungen über den Ge⸗ 
neralrat enthalten, der künftig ſtatt aus 14 nur noch aus 
10 Mitgliedern beſtehen wird, die alle Deutſche ſein 
müſſen, während nach dem bisherigen Zuſtand 50 Prozent 
Ausländer waren. Insbeſondere bringt $ 16 Beſtimmungen 
über Wahl und Zuſammenſetzung des Generalrats, die im 
Wege der Kooptatton geſchehen müſſen. $ 17 bringt eine 
neue Beſtimmung, indem er feſtſtellt, daß Staatsbeamte oder 
andere Perſonen, die von Reichs oder Staats wegen Ge⸗ 
hälter beziehen, nicht Mitglieder des Generalrats werden 
dürfen, es ſei denn, daß es ſich hierbei um Ruhegehälter 
handelt. Dieſe Beſtimmung bezweckt in beſonderem Maße 
die Erhaltung der Selbſtändigkeit der Reichsbank; 8 22 


der Gejm zur 


Ausſprache über Bartels Programm. 


Warſchau, 16. Januar. (PAT) Die geſtrige Sejm- 
figung wurde vorwiegend mit der Diskuſſion über die neu⸗ 
lich gehaltene Programmrede des Miniſterpräſidenten Bar⸗ 
tel ausgefüllt. Im Namen der Klubs der Wyswolenie, der 
PRS, der Banernpartei, der Piaſten, der Chriſtlichen De⸗ 
mokratie und der Nationalen Arbeiterpartei gab der Ab⸗ 
geordnete Róg (Wyzwolenie) folgende Erklärung ab: 

„Der Beſchluß des Sejm vom 6. Dezember v. J., in 
welchem der Rücktritt des Kabinetts Switalſki gefordert 
wurde, hat den entſchiedenen Willen der Volksvertretung 
zum Ausdruck gebracht, nicht allein eine Anderung in der 
Zuſammenſetzung des Miniſterrats, ſondern in erſter Linie 
eine Anderung des Regierungsſyſtems durchzuführen, das 
nach unſerer fejten überzeugung den Staat unbedingt inne⸗ 
ren ſozialpolitiſchen Erſchütterungen und der Vertiefung der 
Wirtſchaftskriſis entgegenführen muß. Während der Re⸗ 
gierungskriſis haben wir dem Präſidenten der Republik 
geſagt, was wir unter der Anderung des Syſtems verſtehen, 
und zwar: 

1. Daß die Verfaſſung, die Geſetze und das autonome 
Statut der Schleſiſchen Wojewodſchaft in vollem Um⸗ 
fange Anwendung finden. 

2. Daß die Revifion der Verfaſſung grundſätzlich ledig⸗ 
lich auf dem legalen verfaſſungsmäßigen Wege unter 
Einſtellung jeglicher Propaganda zugunſten eines 
Staatsſtreichs in irgendeiner Form durchgeführt wird. 

3. Daß das Gerichtsweſen, die Staatsverwaltung und 

das Militär von Einflüſſen irgendeiner Partei oder 

f eines politiſchen Lagers unabhängig gemacht wird. 

4. nn 3 der dem Volke durch Geſetze 
Ben en Selbſtverwaltung ſtrikte gewahrt 

Daß der Willkür der Organe der Staats verwaltun 
mit den Preſſebeſchlagnahmen, politiſchen Repreſſalien 
und anderem mehr ein Ende gemacht wird und die 
feſtgeſtellten Fälle von Mißbräuchen zum Schaden des 
Staatsſchatzes unterſucht werden. 

6. Daß keine Subſidien aus dem Staatsſchatz für irgend⸗ 
welche parteipolitiſche Zwecke, für Wahlen, für die 
Parteipreſſe uſw. gezahlt werden, daß man davon Ab⸗ 
ſtand nimmt, Organe der Staatsverwaltung, des 
Militärs, der militäriſchen Schulung zu perſönlichen 
a parteipolitiſchen Abrechnungen zu ge⸗ 

rauchen. 


Wir ſtehen auch weiterhin auf dem Boden dieſer Grund⸗ 

ſätze, die unſer Verhältnis zum Regierungsſyſtem feſtlegen. 
Daher wird unſer Verhältnis zum Kabinett des Herrn Bar⸗ 
tel davon abhängen, ob dieſes Kabinett in ſeiner Tätigkeit 
ſich nach den erwähnten Grundſätzen richten wird, die wir 
als eine Staatsnotwendigkeit anſehen. Polen ſteht vor der 
Notwendigkeit, Probleme zu löſen, die eine entſcheidende 
Bedeutung für ſeine Zukunft haben. Alles dies erfordert 
ebenſo wie die bereits begonnenen Arbeiten an der Reviſion 
der Verfaſſung eine ganz andere politiſche Atmoſphäre wie 
die, die ſich durch das bisherige Regierungsſyſtem beraus⸗ 
gebildet hat. 

. Abg. Winiarſti (Nationaler Klub) erhob den Ein⸗ 
wand, daß Miniſterpräſident Bartel die Lage im Staate 
nicht ſynthetiſch dargeſtellt und auch nicht den Ausweg aus 
der gegenwärtigen Kriſis gezeigt hat. Er iſt der Meinung, 
daß es Pflicht der Regierung ſei ‚mit einer Initiative zur 
Beſſerung des Loſes der Beamten hervorzutreten. Aner⸗ 
kennung verdient, ſagte der Redner, die Ankündigung des 
Miniſterpräſidenten, daß die Verwaltung parteilos ſein 
ſolle. Wir können uns nicht mit der „Kapitulation 
gegenüber Deutſchland“ einverſtanden erklären. 
Dieſe kann uns zur Rolle eines ausſchließlichen Agrar⸗ 
landes und eines Abſatzmarktes für die deutſche Induſtrie 
degradieren. Der Redner lenkt die Aufmerkſamkeit auf die 
Notwendigkeit, Geſetze und Ausführungsbeſtimmungen zum 
Konkordat zu erlaſſen und weiſt auf die Gefahr hin, die der 
alten polnischen evangeliſch-augsburgiſchen Kirche vor der 
preußiſchen unterten Kirche droht. Was das Problem 
der nationalen Minderheiten anbelangt, ſo iſt 
der Redner dadurch beunruhigt, daß im gegenwärtigen Fa: 
binett Minister Jozewfki fist; er warnt vor der Schwächung 
des Beſitzſtandes des polniſchen Elements in den Oſtgebie⸗ 
ten. Wir begrüßen gern, meinte der Redner weiter die zu⸗ 
vorkommenden Worte des Miniſterpräſidenten, denn Be 
find felten, nid wir ſchließen gern die Augen vor Perſpek⸗ 
tiven des Kampfes. Wir fürchten jedoch, daß ſich die Zuſam⸗ 
menarbeit nicht auf die Verſtändigung mit den une 
teten zur Verabſchiedung des Staatshaushalts en 
werde. Zum Schluß ſagte Herr Winiarſkt: „Wir >. en 
jegliche für das Land nützliche Abſichten unterftfißen, E per 
ben jedoch nicht, daß die Regierung des Herrn Barte 9115 
Kraft haben wird, eine gründliche Sanierung der Repu 
durchzuführen.“ i 

Abg. Utta (Deutſcher Kluth) gab hierauf ia et 
Parteifreunde eine Erklärung ab, die wir an andere 
im Wortlaut wiedergeben. 

Abg. Luck (U Frainiſcher Tim) babe Fi 
Klagen der ukrainiſchen Minderheit vo und b » 


vor 
daß deren Forderungen bis jetzt nicht verwirklicht 5 


en 


nalen Klub, der erklärte, daß feine Partei die jetzige 


Grundlagen für die deutſche Währung und die deutſche 
Notenbank, ſowie Goldankaufspflicht; $ W enthält eine ges 
ringfügige techniſche Anderung, da der Glattſtellungstermin 
gegenüber dem Reiche nicht mehr der Jahresultimo, wie 
bisher, ſondern der 15, Juli jeden Jahres fein ſoll; $ 27 bee 
trifft den Notenkommiſſar, deſſen Amt bisher von 
einem Ausländer, in Zukunft jedoch von einem Deut⸗ 
ſchen, nämlich dem Präſidenten des Rechnungshofes des 
Deutſchen Reiches, bekleidet werden muß; 88 28 und 29 
Notendeckung; $ 30 Goldeinlöſungs pflicht; 
88 45 und 46 Stenerprivilegten und andere Vor⸗ 
rechte der Reichsbank. 

Die nichterwähnten Paragraphen enthalten diejenigen 
Beſtimmungen, die nicht international gebunden 
bleiben. Hinſichtlich dieſer ausgefallenen Beſtimmungen, 
ſowie im übrigen iſt die deutſche Alternative hinſicht⸗ 
lich des künftigen Bankgeſetzes vollkommen frei, wenn auch 
die Gegenſeite bei den Verhandlungen des Organiſations⸗ 
komitees nicht unintereſſiert daran war, wie das Bankgeſetz 
hinſichtlich dieſer übrigen Beſtimmungen ausſehen wird, was 
namentlich mit bezug auf die eingangs erwähnten drei 
Grundſätze der Fall war. 


Innenpolitik. 


ſind. Er betonte, daß das Minderheitenproblem aufgehört 
hat, eine innere Angelegenheit des Staates zu ſein. 

Abg. Hartglas (Jüdiſcher Klub) beſchwerte ſich 
über die Behandlung des jüdiſchen Schulweſens, über die 
übermäßige Belaſtung der Bevölkerung, über die Ein⸗ 
ſtellung der Regierung zur Sonntagsruhe und gab der 
val pie Ausdruck, daß die Regierung dieſe Fragen regeln 
werde. 

Aba. Kohut (Radikalukrainiſcher Klub) kriti⸗ 
ſierte die Erklärung des Miniſterpräſidenten, daß die natio⸗ 
nalen Minderheiten, die durch die Verfaſſung garantierten 
Bürgerrechte nur unter der Bedingung genießen könnten, 
daß ſie loyal ſind. ; 

Im Namen der revolutionären Fraktion der 
GPS erklärte Abg. Smólitowiti, daß ſein Klub weit ent⸗ 
fernt von dem Optimismus des Miniſterpräſidenten Bartel 
iſt, ſofern es ſich um die Zuſammenarbeit mit dem Seim 
handelt. Sein Klub ſteht auf dem Standpunkt einer ſach⸗ 
lichen Einſtellung gegenüber den Schritten der Regierung 
und hält es eines polniſchen Bürgers unwürdig, ſeinen 
Standpunkt zu den Staatsnotwendigkeiten von dem Stand⸗ 
punkt der Regierung gegenüber den einzelnen Forderun⸗ 
gen der ſozialen oder politiſchen Gruppen abhängig zu 
machen. Für die wichtigſte Aufgabe der Regierung hält der 
Redner die intenſive Organiſation des Wirtſchaftslebens. 
Mit Befriedigung nimmt er die Ankündigung von Anord⸗ 
nungen über die Arbeitsloſen, über die Kollektivverträge, 
den Plan zum Bau von kleinen Wohnungen ſowie den 
Geſetzentwurf über die Zuſammenlegung der Sozialver⸗ 


ſicherungen zur Kenntnis und richtet an die Regierung den 


Appell, in der Aktion der Geſundung der Verhältniſſe in 
den Krankenkaſſen nicht zu ruhen. Die Aufgabe der gegen⸗ 
wärtigen Regierung ſei die Reviſion der Verfaſſung. Die 
Ankündigung der Regierung in der Frage der Forderungen 
der Staatsbeamten könne nicht als ausreichend angeſehen 
werden, man müſſe fordern, daß ſolche Quellen gefunden 
werden, aus denen man dieſes Problem definitiv regeln 
könnte. Der Redner iſt der Überzeugung, daß die Regie⸗ 
rung, an der Marſchall Pilſudſki teilnimmt, die politifche 
a im Intereſſe des allgemeinen Wohles ſchnell klären 
wird. 

Nach einer Rede des Abgeordneten Gawrylik von der 
weißruſſiſch⸗kommuniſtiſchen Fraktion wurde ein An⸗ 
trag auf Schluß der Debatte eingebracht. Der Antrag wurde 
mit 135 gegen 81 Stimmen angenommen, ſo daß die Aus⸗ 
ſprache über das Regierungsprogramm damit beendigt iſt. 
Die Abſtimmung über den kommuniſtiſchen Antrag auf ein 
Mißtrauensvotum für die Regierung findet in der näch⸗ 
ſten Sitzung ſtatt, zu der die Abgeordneten ſchrift⸗ 
lich eingeladen werden ſollen. 


die Verfaſſungsreform in der Kommiſſion. 


Warſchau, 16. Januar. (PAT) In der Verfaſſungs⸗ 
kommiſſion des Sejm hat geſtern die allgemeine Ausſprache 
fiber die Entwürfe zur Verfaſſunasreform begonnen. Als 
erſter ergriff das Wort der Abg. Winiarſki vom Natt o- 


Verfaſſung nicht als ſchlecht, aber als unzeitgemäß anſehe. 
Wir verfolgen, ſagte der Redner, das Ziel, dem Staat eine 
gute und ſtändige Oroanifation zu geben. Es muß jedoch 
eine vollkommene Reviſion durchgeführt werden. Der 
Redner ſpricht ſich für die Beibehaltung des Senats und die 
Gleichberechtigung beider Kammern in der Frage der Ge⸗ 
ſetze und der Kontrolle über die Regierung und in manchen 
Fragen für den Vorrang des Sejm aus. Die Partei des 
Redners iſt mit der Erhöhung des Alters der Wahlberech⸗ 
tiaten einverſtanden, ſchlägt die Verringerung der Zahl der 
Abgeordneten vor und tritt dafür ein, daß die Hälfte der 
Senatoren durch allgemeine Wahlen gewählt, die andere 
Hälfte von Vertretern wirtſchaftlicher und kultureller 
Intereſſen in Vorſchlag gebracht werden ſollen. Herr 
Wintarſki widerſetzt ſich der Berufung der Senatoren durch 
Ernennung, ſpricht ſich für die Stärkung der Macht des 
Práfidenten der Republik, d. h. der Macht der Regierung 
aus, da man nach Anſicht des Redners dieſe Dinge nicht 
trennen dürfe, ſchlägt u. a. das Veto für den Präſidenten 
der Republik vor und hält die Wahl des Präſidenten durch 
eine Volksabſtimmung für gefährlich; er will das gegen⸗ 
wärtiae Wahlſyſtem beibehalten wiſſen. 

Auf das Profekt des Linksklubs eingehend, 
widerſetzt ſich der Redner der von der Linken vor⸗ 
geſchlagenen Autonomie für die nationalen 
Minderheiten. Herr Winiarſki hat die Hoffnung, daß 
der gegenwärtige Seim gewiſſe nützliche Dinge werde voll⸗ 
bringen können, ſollte es jedoch zur Beſſerung der Struktur 
nicht kommen, ſo müßten wir uns, ſagte der Redner, an den 
Präſidenten der Republik mit dem Vorſchlage wenden, den 
Sejm aufzulöſen und Neuwahlen durchzuführen. 

Nach der Rede des Abgeordneten Winiarſki wurde zu 
einer formellen Bemerkung dem Abg. Pitſudſki das Wort 
erteilt, der erklärte, daß trotzdem vom formalen Geſichts⸗ 
punkt der Antrag des Nationalen Klubs in der Frage der 
Verfaſſungsreform, weil er nicht 111 Unterſchriſten aufweiſt, 
nicht als Grundlage für eine Diskuſſion und für Beſchlüſſe 
des Seim angenommen werden kann, der Klub der Zuſam⸗ 
menarbeit mit der Regierung ſich einer ſolchen Behandlung 


der Materie nicht widerſetze. Der Regierungsklub habe 
ſtets den Standpunkt vertreten, daß in einer ſo wichtigen 
Frage wie es die Verfafiungsreform iſt, einer jeden poli⸗ 
tiſchen Gruppierung die Möglichkeit gegeben werden müſſe, 
ihr Projekt vorzulegen. Der Vorſitzende Abg. Czapinſkt 
ſtellt ſeinerſeits feſt, daß der Entwurf des Nationalen Klubs 
in der vorigen Seſſion nicht als formaler Antrag, ſondern 
als Material zur Diskuſſion eingebracht worden iſt. 

Abg. Baginſki (Wyzwolenie) Eritifiert das Projekt des 
Nationalen Klubs und wirft dem Projeft des Regierungs⸗ 
klubs Mangel an klaren Doktrinen und Entſcheidungen vor. 
Im beſonderen ſieht er in dem Entwurf des Regierungs- 
klubs eine übermäßige Stärkung der Macht des Präſidenten 
der Republik. Die gegenwärtigen Berechtigungen des 
Staatspröſidenten ſeien nicht ſo gering, würden allerdings 
nicht voll ausgenutzt. Weiter wendet ſich der Reoͤner gegen 
die allzu hohe qualifizierte Mehrheit für den Sturz der Re⸗ 
gierung. wie fie im Projekt des Regierungsklubs vorgeſehen 
iſt, und auf die Frage der Dekrete eingehend, erklärte er, 
daß die Regierung durch die Art des Dekretierens Polen 
Schaden zugefügt habe, da von ihr Dekrete erlaſſen worden 
ſeien, die über den Rahmen der Verfaſſung hinausgehen. 
Die Frage der Selbſtverwaltungen hält der Klub des Red⸗ 
ners für eine Frage von hervorragender Bedeutung. Die 
Vertreter der Maſſen der Bevölkerung müßten das parla⸗ 
mentariſche Syſtem verteidigen, da dies der einzige Weg fei, 
den breiten Schichten der Bevölkerung den Einfluß auf die 
Regierung im Staate ſicherzuſtellen. 

Nach dieſer Rede wurde die Sitzung auf Dienstag ver⸗ 


tegt. 


der Flug zum Monde. 


Daß Fachgelehrte dem Wunſchtraum ungezählter Jahr⸗ 
hunderte, einen Flug zum Monde durchzuführen, nicht nur 
nicht ſkeptiſch, ſondern meiſt auch fördernd gegenüberſtehen. 
beweiſt eine Unterredung, die ein Redakteur der „Prager 
Preſſe“ mit dem Profeſſor Prey, der der Leiter des aſtro⸗ 
nomiſchen Inſtitutes der deutſchen Univerſität in Prag iſt, 
hatte und worin er ſich dieſem gegenüber in optimiſtiſchem 
Sinne ausgeſprochen hat. 

Wir laſſen dieſe Unterredung hier folgen: 

Drei Fragen ſind es vor allem, die beantwortet werden 
müſſen: Erſtens iſt ein Raketenflug überhaupt 
möglich? Zweitens wird es möglich ſein, den 
Mond zu erreichen? Und drittens wird man es dahin 
bringen, daß auch ein Pilot mitfahren kann? 

Die erſte Frage kann wohl heute ſchon als entſchieden 
gelten, und zwar im pofttiven Sinne. Die Verſuche 
haben gezeigt, daß der Rückſtoß der Raketenexploſionen als 
Triebkraft brauchbar iſt. Die noch vorhandenen, gewiß 
ſehr bedeutenden techniſchen Mängel, die vorläufig die 
Brauchbarkeit noch ausſchließen, werden gewiß behoben 


werden. 
Was die zweite Frage betrifft, ſo ruht der Schwerpunkt 


darauf, daß 
die nötige Geſchwindigkeit 

erreicht wird. Es muß in der Nähe der Erdoberfläche eine 
Geſchwindigkeit von ca. 11 Kilometer pro Sekunde erreicht 
werden Gelangt das Flugzeug mit dieſer Geſchwindigkeit 
in die Höhen oberhalb der dichteſten Schichten der Luft, ſo 
iſt es befähigt, bis in beliebige Weltfernen ohne weiteren 
Kraftaufwand zu gelangen. Bleibt die Geſchwindigkeit 
unter dieſer Grenze, ſo kann das Flugzeug nach einer ge⸗ 
wiſſen, unter Umſtänden ſehr langen Zeit, wieder zur Erde 
zurückgelangen, vorausgeſetzt, daß es unterwegs nicht einem 
großen Weltkörper begegnet. Iſt die Geſchwindigkeit aber 
größer, ſo kommt es nicht mehr zurück und läuft ins Un⸗ 
endliche. 

Die Geſchwindigkeit darf nicht plötzlich erlangt werden, 
ſondern nur durch langſame Steigerung, denn das Flug⸗ 
zeug muß die dichten Schichten der Luft langſam paſſieren, 
weil ſonſt der Luftwiderſtand die Bewegung zu ſtark 
hemmt. Wenn das Maximum der Geſchwindigkeit weit 
draußen erreicht wird, braucht es überhaupt nicht ſo groß zu 
ſein; wird es z. B. in 6400 Kilometern, alſo in einer Ent⸗ 
fernung von 2 Erdhalbmeſſern erreicht, ſo genügen ſtatt der 


nde. 

; Die Bahn, 

welche das Flugzeug ohne weitere Lenkung im Weltraume 
beschreibt, hängt von der Größe und Richtung der Ge⸗ 
ſchwindiakeit ab, wit welcher es die widerſtehende Luft ver⸗ 
läßt. Die Berechnung, welchen Weg es nehmen wird, iſt 
ſehr ſchwierig. 
perproblems vor (Erde, Mond, Flugzeug), das allgemein 
nicht lösbar iſt. Die Bahn kann nur durch punktwetſe Be⸗ 
rechnung vom Ausgangspunkt aus gefunden werben. hrt 
die aus den gegebenen Anfanasbedingungen fo mühſelig ge⸗ 
rechnete Bahn nicht auf den Mond, fo muß man die gane 
Rechnung mit neuen Anfangsbedingungen wiederholen, und 
ſo fort, bis man eben hintrifft. Die Arbeit iſt groß und 
langwierig. aber natürlich durchführbar. Die große 
Schwierigkeit liegt aber darin, daß wir die Rakete nicht 
außerhalb des Luftmeeres ſtarten laſſen können, ſondern 
am Erdboden. Welchen Einfluß aber der Luftwiderſtand 
auf die Bahn nehmen wird, läßt ſich nicht vorausſagen und 


Dieſe Schwierigkeit fällt natürlich weg, 


wenn das Flugzeug einen Lenker hat 

und derart mit Exploſivſtoff ausgeſtattet iſt, daß ſeine Ge⸗ 
ſchwindigkeit beliebig vergrößert oder verkleinert, und auch 
in ihrer Richtung geändert werden kann. Es muß auch 
noch genug Exploſivſtoff für die Rückfahrt bleiben. Ob es 
möglich fein wird, ein Flugſchiff fo Herauftellen, läßt ſich 
wohl vorläufig nicht ſagen. Eine andere Frage aber iſt, 
oß der Lenker in dem Flugzeug exiſtieren kann. Von dem 
Augenblicke, da das Fluazeng frei im Weltraum ſchwebt, 
angezogen von Mond und Erde, hat für den Inſaſſen die 
Schwere aufgehört, und er muß die Empfindung des fort⸗ 
währenden Sturzes haben und wird wohl das Bewußtſeln 
verlieren. Auch wird das Flugzeug in beſtändiger Schwan⸗ 
kung oder auch in Rotation geraten. Wird da eine Orten- 
tierung oder eine Lenkung möglich ſein? 

Schließlich darf auch nicht vergeſſen werden, daß gerade 
der Mond als Ausflugsobjekt 
wegen ſeiner Unwirtlichkeit nicht den geeignetſten Boden 
für einen längeren Aufenthalt darſtellt. 

Die Fahrthaner iſt allerdings fabelhaft kurz: 
ungefähr zwei Tage nur — eine Hine und Retour⸗ 
fahrt etwa vier Tage. So kurz, daß zu einer Mondbeſichti⸗ 
gung ſicherlich Tauſende und Abertaufende gerne bereit 
wären, und, ſollte es ſo weit ſein, Millionen den Mond 
als Weekendziel benutzen werden. 


oben angegebenen 11 Kilometer bloß 7 Kilometer pro Se⸗ 
ku 


Es liegt ein Fall des ſogenannten 3 Kör⸗ i 


daher auch nicht berechnen, wo das Flugzeug hingehen wird. . 


Pe MA A SD 


ffi eine ordentliche Sitzung des Rates 


Bilanz und Gewinnverteilung für 1929 beſtätigt. 


28,93 Ztoty, 1929: 32,41 Zloty, 


\ 


Wirtſchaftliche Nundſchau. 


Bank Polſti zahlt 20 Prozent Dividende. 


Keine Herabſetzung des Diskontſatzes. 
Geſtern fand unter dem Vorſitz des Präſidenten Wröblew⸗ 


Mitte Januar 1930 zu verſchtieben. Die Summe, um die es ſich 
handelt, beträgt 1869000 Zloty. Der Zahlungsaufſchub iſt jedoch 
mit der Maßgabe getroffen worden, daß der 15. Januar als end⸗ 
gültiger Zahlungstermin anzuſehen iſt. 

Abzahlung der Auslandsſchulden Polens im Dezember 1929. 


der Bank Polfki ſtatt. h 
Nach Anhören der Berichterſtattung der Direktion, ſowie dreier Die polniſche Staatskaſſe hat im Dezember 1929 23 922 551 Zloty 
Sommiffionen wurde von dem Rat der Jahresbericht, ſowie die | ſtaatliche Auslandsſchulden abgedeckt; und zwar 5 605 000 Zloty 


7progentige Stabiliſierungsanleihe, 2 745 000 Zloty Sprozentige 
Dillonanleihe, an England 8 381 985 Zloty, an Norwegen 1 850 917 
Zloty, an Schweden 403 381 Zloty, an Dänemark 39 116 Zloty, an 
Holland 71 182 Zloty, an die Schweiz 5 930 Zloty, an Frankreich 
2658 652 Zloty und an Italien 2 100 584 Zloty. 

Rene Fabriken in Polen. Anfang Januar 1930 wurde in der 
Nähe von Warſchau die Farben fabrik „Winnica“ in Betrieb 


n dem er: 
es Reingewinn entfallen auf die Aktien der 1. Emiſſion 

Prozent, das find 20 Millionen Zloty, während der Anteil des 
Staatsſchatzes an dem Gewiun ſich auf 23 Millionen Zloty beläuft. 
Weiterhin wurde von dem Rat beſchloſen, die ordentliche 
Generalverſammlung der Aktionäre für den 13. Fes 
bruar einzuberufen und eine Reihe von Anträgen verwaltungs⸗ 


techniſcher Art angenommen. So wird der Beamte der Filiale | geſetzt. Die Fabrik ftent Anilinfarben ber. Anfang d. J. ſoll, 
Poſen, St. Dobrzeniecki als Vizedirektor nach Hohen ⸗ wie Gazeta Handlowa berichtet, der Bau einer Linoleum 
ſalza entſandt Hinſichtlich des Diskontſatzes wurde beſchloſſen, [fabrik in Czechowice bei Warſchau in Angriff genommen wer⸗ 
ihn unverändert in der jetzigen Höhe von 8 den. Die Nachfrage nach Linoleum wird nämlich in Goren von 


1 rozent age enge me 
Die in letzter Zeit verbreiteten Gerüchte über eine 
des Diskoutſatzes um ½ Prozent bes 


Jahr zu Jahr reger, ebenſo wie nach dem „Stragula“ genannten 
Produkt, aus dem Läufer und Teppiche hergeſtellt werden. Die neue 
Fabrik ſoll Linoleum verſchiedenſter Sorten fabrizieren, ſo daß 
* mutmaßlich imſtande ſein wird, den einheimiſchen Bedarf zu 


ecken. 
Geldmarkt. 


Der Wert für ein Gramm reinen Goldes wurde gemäß Ver- 
fügung im „Monitor Polſti“ für den 17. Januar auf 5,9244 Zloty 
feſtgeſetzt. 

Der Zloty am 16. Januar. Danzig: Ueberweisung 57,60 
bis 57,74, bar 57,63—57,77, Berlin: le erweiſung Warſchau 
46,85— 47.05. Poſen 46,85 47,05. Kattowitz 46.825 — 47,025, bar gr. 
46,70—47,10, Zürich: Ueberweiſung 57,95, London: Ueber⸗ 
weiſung 43,38, Newport: Ueberweiſung 11.25, Prag: Ueber⸗ 
weiſung 378,75. 

Warſchauer Börſe vom 16. Januar. Umſätze, Verkauf — Kauf. 
Belgien 124,15, 124,46 — 123,81, Belgrad —, Budapeſt —, Bukareſt — 

ellingfors —, Spanien —, Holland 358,40, 359,30 357,50, 
Japan — Ronitantinopel —, Kopenhagen — London *), 43,50 — 43,281), 


ge laſſen. 
evorſtehende Herabſetzung 
wahrheiten ſich ſomit nicht 


Um die deutſche Tarifierung der polniſchen Bretter. Die pol⸗ 
nifhe Fachpreſſe richtet gegen die deutſchen Zoll⸗ 
behörden ziemlich heftige Angriffe wegen der Tart⸗ 
fierung polniſcher, mit Sägemaſchinen geſchnittener Bretter nach 
Tarif⸗Nr. 615. Die Zollbehörde geht, wie wir berichteten, von der 
Erwägung aus, daß dieſe Bretter eine hobelähnliche Glätte auf⸗ 
weiſen und ſomit nicht unter Tarif⸗Nr. 76 fallen. Praktiſch ge⸗ 
nommen bedeutet dieſe Eniſcheidung eine vollſtändige Unterbin⸗ 
dung der Brettereinfuhr aus Polen, da die Waren der Tarif⸗ 
Nr. 615 unter das Einfuhrverbot fallen. Näheres darüber iſt in 
der Korreſpondenz⸗Nr. 2 vom 11. 12. 29 berichtet worden. Das 
polniſche Induſtrie⸗ und Handelsminiſterium hat dem Handels⸗ 
betrat in Berlin aufgetragen, mit den Handelsbeiräten anderer 
Auslandsvertretungen in Berlin in dieſer Angelegenheit Füh⸗ 
lung zu nehmen, um evtl. eine gemeinſame „Demarche“ vorzu⸗ 


nehmen. — | Rewvork 8,896, 8,916 — 8,876, Oslo 238,23, 238,03 — 237,63 
Die Holzinduſtrie gegen die Preispolitik der ſtaatlichen Forſt⸗ Paris 35,02, 35,11 — 34,93, Prag 26,36, 26,42 — 26,30, Riga — 
direktion. In einem intereſſanten Leitartikel des in Poſen er⸗ Schweiz 172.46. 172,89 — 17203, Stockholm —, Wien 125,36, 


125,67 — 125 05, Italien 46,67, 46,79 — 46,55. 
) London 43,39 —43,39½¼. 


Amtliche Deviſen⸗Notierungen der Danziger Börſe vom 
16. Januar. In Danziger Gulden wurden notiert Deviſen: 
London 25.02¼ d., 25,02/, Br. Newyort —— wd, —,— 
Berlin —— 6d, —— Br., Warſchau 57,63 Gd. 57,77 
Noten: London 25,03 Gd. 25,03 Br., Berlin 122,666 Gd., 122,974 Br. 
Newyork —— Gd, —— Br., Holland —.— Bd, —— Br., Zürich 
—,— Gd. —,— Br. Paris —,— Gd, —,— Br., Brüſſel —,— Gd., 
—.— Br., Selfingfors —— Gd, — — Br., Kopenhagen —,— Gd. 
Br., Stockholm —,— Gd. —,— Br., Oslo —— Gd., — — Br., 
Warſchau 57,60 Gd., 57,74 Br. 


Berliner Deviſenkurſe. 


In Reichsmart 
16. Januar 


ſcheinenden ,Rynet Drzewu y“ (Holzmarkt) greift der Autor 
die Preispolitik der ſtaatlichen Soritdirektion an. Nach feiner 
Berechnung haben ſich die Preiſe ſeit 1925 um das 3%½fache erhöht; 
1926: 12,84 Zloty, 1927: 23,63 Zloty, 1928 
) Der Autor ſchließt mit den Worten, 
daß die ſtaatliche Forſtdirektion im laufenden Wirtſchaftsjahr ca. 
8 Mill. Kubikmeter Holz auf den Markt bringt, was im Verhält⸗ 
nis zum Vorfahre einen ſehr ſtarken Rückgang bedeutet. Durch 
Erhöhung der Holzpreiſe will ſie den Rückgang der Abſatzmenge 
ausgleichen, ohne dabei auf die ungünſtige Entwicklung der polni⸗ 
ſchen Holzinduſtrie Bedacht zu nehmen. Zuſammenfaſſend ver⸗ 
dammt er die von Budgetrückſichten geleitete Preispolitik des 
Forſtbeſitzers — Staat. 

Starker Rückgang der Zuchtviehpreiſe in Dan ig. 
18./14. Januar in Danzig ſtattgehabte 148. Auktion 
ziger Herdbuchgeſellſchaft brachte ſehr niedrige Preiſe. 


nämlich 1925: 9,94 3loty, 
Br., 
Br. 


Die am 
der Dan⸗ 
Die weib⸗ 


In Reichsmart 


Für drahtloſe Auszah ⸗ 15. Sanuet 


Dt 
Dis E 
läge 


———: 


lichen Tiere koſteten im Durchſchuitt kaum 1000 Zloty, auch die lung in deutſcher Mark f 
1 en ee ee pre Don Diete Brett PES BOT EEE POSES TV : s bi un | a. atid 
em e Aufzuchtkoſten für auf Form und Leiſtung E “ui 
durchgezüchtetes gutes Zuchtvieh. Da die nächſte Auktion am yee Base Kir... Hb oH 4124 2138 4143 
5. und 6. Februar noch bedeutend ftárter beſchickt ijt, und zwar 8.48 % Japan | 2058 | 2062 | 2057 20061 
mit 60 Bullen, 250 Kühen und 260 Färſen, werden Intereſſenten — Le 20,88 20.92 20.88 20.92 
auf dieſe vorausfidtlid billige Ankaufsgelegenheit aufmerkſam ges — | Ronitantinopel . . | 1.977 | 1,961 | 1978 | 1.982 
macht. Zuchtvieh nach Polen erhält 50 Prozent Frachtermäßigung, 8.5 % London . | 20.359 20.399 | 20.359 | 20.99 
Zloty werden in Zahlung genommen. Kataloge verfendet koſten⸗ 5% | Rewnort ...... | 4,1820 | 4,1900 | 4.1515 | 4,1895 
los die Danziger Herdbuchgeſellſchaft, Danzig, Sandgrube 21. — "| Rio de Janalro | 0.458 0.40.48 0..60 
Wichtiges Urteil des Oberſten Gerichtshoſes in Warſchau. Der — Uruguay | 3,856 | 3864 | 3.856 | 3.864 

Oberſte Gerichtshof in Warſchau hat in einem kürzlich erlaſſenen 8.5 d Amſterdam . | 168,11 | 168,45 | 180.16 | 16450 
Urteil entſchieden, daß die freiwillige Unterwerfung eines polni⸗ 9% then 22:1] 5435 | 5.445 5.44 5.45 
fen Staatsbürgers unter die Ufancen einer Auslandsbörſe 4, Srüſſe i | 58.24 58,36 | 58.25 | 58.37 
rechtsgültig iſt. Das diesbezügliche Geſetz über das polniſche und 7¼ Danzig.. | 8137 | 81.8 | 8136 81.52 
internationale Privatrecht vom 2. September 19% („Dztennik 2¼] Selfingiors . | 10,506 10.826 10,502 | 10,522 
Uſtaw“ Nr. 101 ex 1926) fieht die Möglichkeit vor, daß polniſche 7 / Italien A 1.88 | 2192 | 21.89 | 21.92 
Staatsbürger ſich den Rechtsvorſchriften eines anslardifden 77¼½] Jugoflawien . 7. 7.388 7.9 404 

rivatrechtes unterwerfen, ſo daß das fremde Recht beide Kontra⸗ 5% J Kopenhagen... | 111.90 | 112.12 | 11188 | 11210 
henten auch dann rechtsgültig bindet, wenn biefe es nicht kennen. 3% Liſſabon . | 18.79 18.83 18.79 18.83 
Im gegebenen Falle find die Ujancen einer Auslandsbörſe einer 5.5 / Oslo | 111.77 | 111.98 | 111.79 | 112.98 
Redtsvor{drift gleichzuſtellen. 9.5 / Nar is 16.43 16.47 16.43 16.47 

„Eine Baumwollbörſe in Polen? Der Warſchauer Univer⸗ 5 % J Prag | 12.358 | 12,383 | 12,372 12,392 
ſitätsprofeſſor Zaleſki regt in einer Denkſchrift die Schaffung 3.5% ] Schweiz ..,... 80.89 81.05 81,94 81.10 
einer polniſchen Baumwollbörſe in Gdingen oder 108.51. 08a: oc orale 3,037 3,043 3,037 3,043 
Lodz an. Er geht dabei von dem Standpunkt aus, daß die pol⸗ 5.5 Spanien i 55,81 55,34 55,46 
niſche Textilinduſtrie ſich von der deutſchen Vermittlung im Roh⸗ 4.5 / Stockholm 112.50 | 112.25 | 112,47 
ſtoffhandel freimachen müſſe. Es genüge nicht, wenn die Roh⸗ 7.5 % [Wien 58.95 58.80 92 
ſtoffe nicht mehr über deutſche Häfen, ſondern über Danzig und 8 / Budapeſt 73,29 | 73.15 72 29 
A 0 a 98902 es als eben auch in Polen ſelbſt 9 / Warihau...... 46.85 47.05 45.85 | 47.05 
ne Baumwo e errichtet werden, > 

Dezembereinnahmen aus indirekten Steuern in Polen. Nach Züricher Börſe vom 16. Januar, (Amtlich) Warichau 57,95, 

amtlichen Daten beliefen fi) die Dezembereinnahmen aus indiref- | Newnort 5,1685, London 25,16, Paris 20,80, Wien 72,70, 


Brag 15,28%, Italien 27,05%, Belgien 7197½ Budapelt 90,40, 
Helſingfors 12,99, Sofia 3,72%/,, Holland 207,921/,, Oslo 138,12'/,, 
Kopenhagen 138,25, Stockholm 138,70, Spanien 68,50, Buenos Aires 
207¼ Tokio 2,54'/,, Bukareſt 3,07/, Athen 6,71, Belgrad 9,127/,, 
Konſtantinopel 2,45'/,, 

Die Bank Politi zahlt heute für: 1 Dollar, gr. Scheine 
8,84 J. do. Il. Scheine 8,83 31. 1 Pfd. Sterling 43,23 ES 
180 Schweizer Franken 171,78 Zl. 100 franz. Franken 34,88 BL, 
196 deutſche Mart 212,10 31, 100 Danziger Gulden 172,72 It., 
bed. Krone 26,26 31, öſterr. Schilling 124,86 Zt. 


ten Steuern auf 17 271 500 Zloty, 
418 100 Zloty, 


wovon auf die Weinſteuer 
auf die Bierſteuer 1111600 Zloty, auf die Zucker⸗ 
ſteuer 9367000 Zloty, auf die Slftener 2979 500 Zloty und auf 
andere Steuern 3 395 300 Zloty entfallen. Der Boranſchlag ſieht 
16 580 000 Zloty vor, fo daß der Überſchuß 691 500 Zkoty beträgt. 
Im Vergleich mit Dezember 1928 haben ſich die Einnahmen aus 
indirekten Steuern um 157 100 Stoty vergrößert. 
Zahlungsaufſchub für die Agrarkredite. Die Bank Polſki hat 
beſchloſſen, die Rückzahlung der fälligen Rate der an die Landwirt⸗ 
ſchaft gewährten Kredite auf Roggenpfandbriefe bis 


!!LANDFRAUEN!! 


besucht die Tagung der Westpolnischen Landwirt- 
schaftlichen Gesellschaft in Posen, besonders die 


Versammlung 


am Donnerstag, dem 23. Januar, 
3% U hmitt 


¿ Uhr nachmittags 


Wir kaufen zu Tagespreisen 


Seradella 
Klee- und Grassämereien 


Wir übernshmen die Reinigung sämtl, Klee- 
sorten, Rundfrucht und Getreidearten und 
stellen auch prima Saatgut her auf unserer 


Saatgutveredelungsanlage 
zu mäßigen Gebühren. 1088 
Spar-und Darlehnskassenverein 
Pruszcz, pow. Swiecie. 
Telefon: Pruszcz Nr. 25. 
im Evgl. Vereinshaus mit 


Für Rühe u. Kälber [Wo r tra g von Fräulein Dr. Woltf-Berin 


Leinsaat u. Leinsaat-Schrot über „Aufgaben der Landfrau“ und 
insaat U, a 
ans‘ in kleinen Mengen liefert: Filmvorführung 


a) Die deutsche Landfrau ; 
Landw. Grofhandelsgeselischaft b) Wanderung durch das Lahntal. 
eder e Eintrittskarten kostenlos für Angehörige unserer Mit 
durch die Geschäftsstellen der WLG. 
Den Teilnehmern wird bei der Rückreise 
50% Fahrpreisermäßigung bei über 30 km 
Bahnfahrt gewährt. 1115 


FAC CY 
Kiefernkloben 18 21 pro rm 


la Landleberwurſt 
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glieder 


Empfehle 
meinen in hiesiger Kurtaxe nur bei 


Gegend arbeitenden 


Kleereiler 


Damen⸗ und Kinder⸗ 
garderobe wird ange⸗ 
fertigt, auch Masken⸗ 
koſtüme zu verleihen 
Peterſona 122, 4 Tr. 297 


Kaufe laufend 


Duntelbraune 


Damenhandiaihe || Anmeldungen o und täglich friſche 15708 b 
gene . Jen. erbeten. 1000 Kiefernknüppel 4 „ „ „|, Diener Bitten I e ee 
ser AO ps nn ach 2” e Mae 

Sw. Janel Grudziadz Gutsverwaltung Sypniewo | Sientiewicza. 


Miske, Sw. Janska 11, III. 
379 


Kwiatowa 4, 


Post Sypniewo, Kreis Sepölno. 


101 TRETEN 


Kino Heute, Freitag, Premiere! Das große Film- 
eig ri Ber . 7 — 
werk realistischer Darstellung, das jeden Zu- 

Kristel schauer alles selbst miterleben läßt, nach 

Beginn: Wochen- dem vielgelesenen Ullstein-Roman „Die Braut 

tags 6.50, 850 Nr. 68% von Peter Bolt, von packender, hin- 

Sonntags ab 3,20, reißender Handlung, unter dem Titel: 


Kalbleder 11—12; Pferdeleder 30-82. Tendenz ruhig. 


abends 8 Uhr im Civiltafino ftattfindenden 


„Ferien vom Ich“ 


Alle Lebensbeſchwerden finden Heilun 
dem weltberühmten Sana⸗Laboratorium 
F. V. J. (Ferien vom Ich.) 
Dr. X. Y. s fabelhafte Heilerfolge! 


Verjüngungskuren nach Einſtachs⸗Wertesnochs Syſtem! 
Anertannt heilkräftiger Sprudel 
Attraktionen der Kurverwaltung: Neueſter 

Auftreten bekannter Kanonen. 

a Gummizellen und Leichenkammern iſt beſtens geſorgt. 
ie Kurtaxe beträgt für Bereinsmitglieder 4 z für Gälte 6 zt, 
erhältlich bei Erich Uthte, Hermana Frantego 1 (Friſeur⸗ 
eihäft) und in Johnes Buch 
ereinsmitgiieder bei Herrn Erich Uthte angemeldet werden. 
Aktive Bühnenmitglieder und deren An 
errn Erich Uthke entrichten. 


Beizen, Roggen u. Gerſte 


ſoſortiger Kaſſe. Gefällige 


924 
tyn Parowy, Fordon. 
Tel. 25, 


‚Das Land ohne Frauen“ daten => E 


Altienmarit, 


Set verzinsliche 
proz. Konvectierungsanleihe 
Sproz. Dollarbriefe der Poſener Yandıyart 
1 E „ 4proz. Sonvertierunnspfandbriefe der Bot, Land⸗ 
{daft (100 Zloty) 40,00-+. Notierungen je Stück: Gyros. Roggen⸗ 
Br. der Pofener Landſchaft (1 D.⸗Zentner) 21,00 +. Tendenz be⸗ 
bauptet. — Induſtrieaktien: Bank Politi 175,00 G. Herz⸗ 
feld⸗Viktorius 40,00 P. Dr. Roman May 85,00 . Tendenz bes 
hauptet. (G. = Nachfrage, B. Angebot, + Geſchäft, * = 


ohne Umſatz.) 
Produttenmartt. 


Getreide, Mehl und Futtermittel. Warſchau, 10. Januar. 
Abſchlüſſe auf der Getreide- und Warenbörſe für 100 Kg. franko 
Waggon Warſchau: Marktpreiſe: Roggen 21,50—22, Weizen 37—88, 
Einheitshafer 20—21, Grützgerſte 22—23, Braugerſte 2728,25, 
Speife⸗Felderbſen 35—38, Weißbohnen 80-85, Luxus⸗Weizenmehl 
68—72, Weizenmehl 4/0 59—61, Roggenmehl nach Vorſchrift 38 bis 
38,50, grobe Weizenkleie 20— 20,50, mittlere 16,50—17, Roggenkleie 
12—1250, Leinkuchen 39—40, Rapskuchen 29—30. Umſätze größer, 
Tendenz ſchwach. 

Getreidenstierungen der Bromberger Indnitrie- und 
Handelstammer vom 16. Januar. (Grokhandelspreiie für 100 
Kilogr. Weizen 35,00—37,00 3!., Roggen 22,00—22,75 31. Mahlgerſte 
23,00 — 23,75 31., Braugerſte 25,50— 27,50 31. Felderbſen 31,00 — 39.00 31. 
Bittoriaerbjen 38,00 —42.00 31, Hafer 18,00 18,50 St, Fabrik- 
kartoffeln —,— 31. Speiſekartoffeln — — 31,  Rartoffelfloden 
—,— 31, Weizenmehl 70 / —.— 31., do. 65 /. —,— Bt. Roggenmehl 
70 / —,— 31, Weizenkleie 18,00—18,50 3. Roggentleie 16,50 31. 
e franko Waggon der Aufgabeſtation. Tendenz: 
chwächer. 

liner Produktenbericht vom 16. Januar. Getreide. 
en für 1000 Kg. ab Station in Goldmart: Weizen märk. 
76—77 Kg., 245,00 — 248,00, März 254.50 — 265,50, Mal 278.00 - 277,00. 
Roggen märk., 72 Kg., 155,00—157,00, März 175,50 — 176,50, Mai 
138.00 — 189,50, Gerſte 180,00 195,00, Futtergerſte 162.00 - 170,00, 
Hafer mart. 135,00 — 143,00, März 150,00 — 150,50. Mai 158,50, Mais 
172,00 8 

Wei | 29.75—35,25, Roggenmehl 21,75—25,25, Weizen⸗ 
dale 10 ee Roagentleie 8,75—9,25, Bittoriaerbien 25,00— 34,00, 
Kl. Gpeijeerbien 23,00—26,00, Futtererbſen 21,00- 22,00, Peluſchken 
20,00 — 21,00, Ackerbohnen 18,50—20,00, Miden 22,00—:5,00, Lupinen, 
blaue 14.00 15.00, Lupinen, gelbe 17,00—18,00, Serradella 
26,00 31,00, Kapstuchen 17.40—17,90, Leintuchen 22,40—22,80, 
Trockenſchntziel 8.008,20, Goya « Extrattionsidrot 15.10-15.30, 

elflocken 14,00—14,50. * 
1 weiße 1.90 — 2.20, rote und Odenwälder blaue 
2,10—2,50, Nieren 3,80—4,20, andere gelbfleiſchige 2,70 - 3,10, Fabrit⸗ 
kartoffeln 8½—9 Pf. pro Stärkeprozent, gute Induſtriekartoffeln 
geſucht. ' 

er Produktenbericht vom 16. Januar. Weizen 130 Pfd. 
2225 N en Inland) 13.75 — 14,00, Roggen 11,50, Braugerſte 
(Inland) 15,00 — 15.50, Braugerſte 13,50 — 15,50, Futtergerſte (Inland) 
13.50 14,75, Futtergerſte 12.00 12,50. Hafer (Inland 13,00, Hafer 
10,25 10,75, 1 12,75. Großhandelspreiſe in Danziger 
Gulden per 100 Kilogr. 


Materialienmarkt. 


er Metallbörſe vom 16. Januar. Preis für 100 Rilogr 
in Gen be lark: Ciektrofoikuwier wirevars), prompt cif, Hamburg 
Bremen oder Rotterdam 170,25, Remalted⸗Plattenzink von handels» 
üblicher Beſchaffenheit —,—. Originalbúttenaluminium (93/99%, 
in Blöcken. Walz» oder Drahtbarren 190, do. in Walz⸗ oder Draht- 
Barren (99*/,) 194, Reinnickel (98—99 /, 350. Antimon Regulus 
59—63. Feinſilber für 1 Kilogr. fein 63.24 —65.25. Gold im Frei⸗ 
verkeyr — — Platin —.—. an ús EA 
etalle. Warfhau, 16. nuar. werden folgende 
Breite je Kg. in Zloty notiert: Bankazinn in Blöcken 11, Hütten⸗ 
blei 1,25, Zink 1,40, Antimon 2,25, Hüttenaluminium 4,30, Zinr⸗ 
blech (Grundpreis) 1,72, Kupferblech 5,30—5,80, Meſſingblech 4 bis 
4 


Edelmetalle. Berlin, 16. Januar. Silber 900 in Stäben 
das 2 . 63,25—65,25, Gold im freien Verkehr das Gramm 2,80 bis 
2,82, Platin im freien Verkehr das Gramm 8—10. 

Rohleder. Bromberg, 16. Januar. Großhandelspreiſe 


für 1 Kg. loko Bromberg in Zloty: Rindleder 1,50, kurzwolliges 


Schafleder 1,80, langwolliges Schafleder 2,40; Preiſe je Stück: 


Briefkaſten der Redaktion. 


„Arbeitslos“. über Auswanderungsfragen können wir leider 
keine Auskunft erteilen. 
. G. Wenn der jetzige Eigentümer perſönlicher Schuldner 

ijt, kann die Aufwertung etwa 60 Prozent = 4444,44 Zloty bes 
tragen; iſt nicht er, ſondern ſein Vorbeſitzer, d. h. derjenige, der 
von Ihrem Bruder gekauft hat, der perſönliche Schuldner, daun 
können von dem jetzigen Beſitzer nur 18%, Prozent = 131489 31. 
verlangt werden. Es iſt nun Ihre Sache, den perſönlichen Schuld⸗ 
ner feſtzuſtellen. Von der Höhe der Aufwertung hängt es auch ab, 
von welchem Zeitpunkt ab rückſtändige Zinſen verlangt werden 
können. 
G. L. in Br. Wenn die 26500 Mark deutſches Geld waren, 
können Sie 441,60 Bloty zurückfordern, handelte es ſich um pol⸗ 
niſches Geld, dann haben Sie nur 209,10 Zloty zu beanſpruchen. 
Die Aufwertung beträgt 15 Prozent i 
„Abſtandsgeld.“ Das Fordern und Einziehen von Abſtands⸗ 
eld ſeitens des Hauswirts bei Neuvermictung einer Wohnung 
Cert ſich als Umgehung der Vorſchriften des Mieterſchutzgeſetzes 
dar und fällt unter die Strafbeſtimmungen des Art. 26 des ge⸗ 
nannten Geſetzes. 


Verein Rulſche Mähne BHdgolitz 


Zu dem am Sonnabend, d. 25. Januar 


Großen Koſtümfeſt 


Motto: 


Nulſche Bühne 


Bydgoſzcez T. z. 
Sonntag, 19. Januar 30 
nachm. 3 Uhr 
zu ermäßigten Preiſen: 


Hünſel u. Gretel 


ein Weihnachtsmärchen 
mit Geſang und Tanz 
in 5 Bildern 
Muſik zuſammen⸗ 
geſtellt von 
Wilh. von Winterfeld. 


Abends 8 Uhr 
zu ermäßigten 
Prei en: 


„Friederike“ 


Singspiel in y Akten 
von Ludwig Herzer 
und Fritz Löhner 
Muſit v. Franz Lehar. 
Eintrittskarten 
in Johne s Buchhandl., 
am Tage der Auffüh⸗ 
rung von 11—1 und 1 
Stunde vor Beginn d. 
Aufführungen an der 
Theaterkaſſe. 
0 Die Leitung. 


ladet der Verein Deutſche Bühne erg. ein. 
Der Vorſtand. 


und Erholung in 


im ſchattigen Kurpark. 


eitungsdienſt. 


andlung, Gäſte können durch 


ehörige tönnen ihre 
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| Beſtellungen 


auf Bruteier von "gut 
legenden Hühnern, prä ⸗ 
mitert mit golden. Mes 
daillen auf der Ge⸗ 
flügel⸗Ausſtellung 
Raſſe: Leghorn = weiß 
nimmtentgegen Gute= 
verwaltung Aleljen: 
drów Sujawiti. 1040 


Ernst Verebes 
Mc. Laglen 


in den Hauptrolien: 


Humor! 
Dramatischer Höhepunkt 
Neuzeitliche Technik! 
Regie: Carmine Gallone. 


Boris de Fass 
Grete Berger 
U. a. m. 


eutsche Beschreibung! 
. 


eiprogramm. 


Rundſchau des Staatsbürgers. 


Keine Wechſel für Verſicherungsprämien. 


Die Vereinigung der in Polen tätigen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften hat ihren Mitgliedern zur Kenntnis gebracht, 
daß infolge der erlittenen Verluſte die Annahme von Wech⸗ 
ſeln zur Deckung der Verſicherungsprämien in Zukunft nicht 
mehr zuläſſig iſt, da auch die ſtaatliche Kontrolle der Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften die Annahme von Wechſeln unterſagt 
hat. Die zu ¡er Vereinigung gehörenden Verſicherungs⸗ 
geſellſchoften haben daher beſchloſſen, ab 1. Januar 1930 keine 
Wechſel als Deckung für die Verſicherungsprämien anzu⸗ 
nehmen Für Policen, die bis zum 31. Dezember 1929 aus⸗ 
geſtellt worden ſind, werden ausnahmsweiſe dreimonatige 
Wechſel in Zahlung genommen. Dieſer Beſchluß verpflichtet 
ae Verſicherungsgeſellſchaften, deren Vertreter und 

genten. 


Aus Stadt und Land. 


Der Nachdruck ſämtlicher Originals Artikel th nur mit ausdrück 
licher Angabe der Quelle geſtattet. — Allen unfern Mitarbeitern 
wird ſtrengſte Verſchwiegenheit zugeſichert. 


Bromberg, 17. Januar. 
Wettervorausſage. 


Die deufſchen Wetterſtationen künden für unſer Gebiet 
wechſelnde Bewölkung an. 


Glückliche Zeiten! 


Allerlei Kleinigkeiten aus dem Geſchäftsleben. 

Der Sejmabgeordnete und Stadtverordnete Dr. Wy⸗ 
godzki erzählte im Wilnaer Stadtrat folgenden tatſächlichen 
pp der auf unſere Steuerverhältniſſe ein grelles Licht 
wirft: 

In der Deutſchen Straße in Wilna beſitzt ein Kaufmann 
ein Modegeſchäft, für welches er 60 Ztoty ſtädtiſche Steuern 
ſchuldete. Alle ſeine Bemühungen um Verlängerung der 
Zahlungsfriſt waren ergebnislos. Eines Tages erſchien der 
Steuererheber und ließ 120 Damenhüte auf einen Wagen 
verladen, die er nach der Sammelſtelle für beſchlagnahmtes 
Steuergut kringen ließ. Nach einigen Tagen wird dem 
Kaufmann mitgeteilt, daß die 120 Hüte für 10 Ztoty, alſo zu 
einem Preiſe von je 9 Groſchen, verkauft worden 
ſeien. Davon wurden 8,90 Ztoty als Strafe für die Nicht⸗ 
einhaltung der Zahlungsfriſt, 10 Groſchen, das heißt 1 Pro⸗ 
zent der Summe, als Eintreibungsgebühr und 1 Ztoty als 
Transvortkoſten berechnet. 

Die Steuer ſelbſt ſchuldet der Kaufmann weiterhin. Es 
dürfte nicht ſchwer ſein, auszurechnen, wann er ſeinen 
Laden mit Magiſtratshilfe ausverkauft haben wird, um nur 
die Verzugszinſen und die Erefutivfoften zu bezahlen. 

s 


Eine Lodzer Firma beſitzt einen proteſtierten Wechſel 
Pr; 100 Aloty. Der Ausſteller wohnt in Kaliſch. Der Pro⸗ 
teſt wird daher ordnungsgemäß mit der gerichtlichen Voll⸗ 
zugsklauſel verſehen und dem Kaliſcher Gerichts vollzieher 
zur Eintreibung der Wechſelſumme Überſandt. Auf Rech⸗ 
nung ſeiner Gebühren werden ihm gleichzeitig 15 Ztoty 
überwieſen. Nach einigen Tagen erhält die Firma den 
Proteſt zurück mit dem Bemerken, dieſer müſſe auf dem 
Inſtanzenweg, durch Vermittelung des Kaliſcher Bezirks⸗ 
gerichts, eingereicht werden. Die Firma tut das. Koſten⸗ 
punkt: 525 Zloty. Nach weiteren zwei Wochen teilt der 
Gerichtsvollzieher der Firma mit, daß ſie zu den bereits ge⸗ 
ſandten 15 Zloty noch 45 Zloty einzuzahlen habe. Ferner 
müſſe fie ſich ihren rechtlichen Aufenthaltsort in Kaliſch wählen, 
widrigenfalls alle Mitteilungen über die Exekution des Pro⸗ 
teſtbetrages im Kaliſcher Gericht zum Aushang gelangen 
würden 

Was follte die doppelt geſtrafte Lodzer Firma tun? 
Etwa einen Kaliſcher Rechtsanwalt verpflichten, damit er 
den Gang der Exekution des Wechſelbetrages überwache? 
In dieſem Fall würden die Eintreibungskoſten die Höhe des 
Wechſelbetrages überſteigen (3,15 Stoty Proteſtkoſten plus 
Koſten der gerichtlichen Vollzugsklauſel plus 525 Zloty 
Kaliſcher Gerichtskoſten plus 60 Zloty Gerichtsvollzieher⸗ 
gebühren plus Advokatenhonorar). Wobei obendrein frag⸗ 
Iich iſt, ob die Wechſelſchuld überhaupt eintreibbar iſt. 


ird ſich nicht wundern, 
We eee, ſich ſein koſtbares Wertpapier wieder zu⸗ 


rückſchicken zu laſſen. 


— — 


M. 
Die Deutſche Paßſtelle iſt am Mittwoch, dem 22. d. . 
1 Nur dringliche Paßangelegenheiten (bei panier 
fällen) können in der Zeit von 11 His 1 Uhr erledigt r 2 
$ Das kommende Dienſtbotengeſetz. Das Proje En 
Geſetzes über die Regelung des Dienſtverhältniſſes zw a 
den Dienſtboten und den Dienſtgebern foll in nächſter 


rüft und angenommen werden. 
non dem Miniſterrat gep An N ee 


In dem Geſetz wird vorgeſehen, 
flüchtet it, dem Dienſtmädchen Beim Verlafien der Stefano 
ein Zeugnis auszuſtellen, in dem die Dauer e 
ſowie die Art der Beſchäftigung angegeben fet te einem 
Dienſtaeber darf dem Dienſtmädchen nicht e O 

Verbande anzugehören und hat dafür zu ſorge u N 
Arbeitsbedingungen nicht ſchädlich auf die Pee das 
Dienſtmädchens einwirken. Die Dienſtmädchen n ſich der 
gegen ihre Pflichten gewiſſenhaft zu erfüllen, alge Haufe 
Hausordnung fügen und für Ruhe und Orduuns anf die 
foraen Bezüglich der Löhne ſtützt ſich das paa r. Bei 
Beſtimmungen über die Arbeitsverträge der pent tſchädi⸗ 
der Entlaſſung follen die Dienſtmädchen folgende Lin balb⸗ 
gungen erhalten: für 3⸗ bis 5jährige Dienſtzeit 5 psa 
monatliches Gehalt, für 5- Gis 10jábrige Dienstzeit an wei⸗ 
natliches Gehalt, für 10- bis 15lährige Dienftseit ein drei⸗ 
monatliches Gehalt, über 15 Jahre Dienftacit ener eine 
monotliches Gehalt. Dem Dienstmädchen feb! de nó zur 
zwölfftindige Arbeitsunterbrechung zum Schlaf uo An 
Ruhe zu. An Sonn und Feiertagen bat die 1 mehr⸗ 
brochene Ruhezeit 17 Stunden zu betragen. 825 
acletítete Arbeit kann das Dienſtmädchen eine ſowie 


entſchä ür Ammen, Bonnen 
Entſchädigung beanſpruchen. Für A e Normen vor⸗ 


; a nd ander 
bei Kranken beſchäftigte Perſonen ſi RE) Stun⸗ 


geſehen, doch darf die Ruhepauſe nicht ä 

ben fein. Rag einjähriner Dienftselt wird ein ger Ur- 
Urlaub und nach dreijähriger Dienſtzeit ein 15% 

laub vorgeſehen. 


daß der glückliche Wechſel⸗ 


Neue Militirmuiformen. Die höchſten polniſchen 
Militärſtellen befaſſen ſich zurzeit mit dem Plan, die Uni⸗ 
formierung des Militärs teilweiſe abzuändern, und zwar 
ſollen die vierkantigen Mützen verſchwinden, und an deren 
Stelle Mützen nach dem Muſter der engliſchen Militär⸗ 
mützen mit bunten Mützenbändern treten, die für die 
Waffengattung beſtimmend ſein werden. Man will jedoch 
vorläufig von dieſer Anderung im Hinblick auf den Koſten⸗ 
punkt noch keinen Gebrauch machen. Außerdem ſollen die 
Offiziere zur Galauniform dunkle Beinkleider mit Galons 
erhalten. Aber auch dieſe Frage iſt noch nicht endgültig 


gelöſt. 

Für eine hygieniſche Verpackung des Frühſtücks⸗ 
brotes. Vor einiger Zeit kam in dem Kultusminiſterium 
die Angelegenheit der durch die Kinder nach der Schule mit⸗ 
gebrachten Frühſtückspakete zur Ausſprache. Von vielen 
Seiten wurde die unhygieniſche Art der Packungen bean⸗ 
ſtandet. Viel beſprochen wurde die Frage der Einführung 
einheitlicher Frühſtücksportionen für die Schulkinder, die 
unter der Leitung des Schularztes und Schulleiters zu⸗ 
bereitet würden. Da dieſes Projekt auf große Schwierig⸗ 
keiten ſtieß, begnügte ſich das Miniſterium vorläufig damit, 
an alle Schulleiter und Lehrer ein Rundſchreiben ergehen 
zu laſſen, in dem darauf hingewieſen wird, auf die ſaubere 
Packung der Frühſtücksbrote bei den Kindern zu achten und 
dafür zu ſorgen, daß ſie am geeigneten Platz gelagert 
werden. 

§ 206042 Arbeitsloſe in ganz Polen. Nach den An⸗ 
gaben der ſtaatlichen Arbeitsvermittlungsämter wurden in 
der Zeit vom 28. Dezember bis 4. Januar in ganz Polen 
206 042 Arbeits loſe, davon 46835 Frauen, reatftriert Im 
Verhältnis zu der vorhergehenden Woche hat ſich die Zahl 
der Arbeitsloſen um 19 615 vergrößert. In den ein⸗ 
zelnen Städten hat ſich die Zahl der Arbeitsloſen folgender⸗ 
maßen vergrößert: in Lodz um 4446; in Krakau um 2400; 
in der ſchleſiſchen Wojewodſchaft um 1964; in Radom um 
1221; in Dirſchau um 927; in Poſen um 809; in Przemyſl 
um 556; in Lublin um 529; in Soſnomiee um 518; in Chrza⸗ 
now um 492; in Czenſtochau und in Gdingen je um 415; in 
der Warſchauer Wojewodſchaft um 397; in Zyrardow um 
365; in Bromberg um 357; in Kielce um 286; in Oſtro⸗ 
wiec um 261; in Petrikau um 156; in Brgesé am Aug um 
152; in Drohobyez um 146; in Kaliſch um 185 und Neu⸗ 
fanbez um 101. Den Berufen nach hat fic die Zahl der 
arbeitsloſen Textil-, Bare, Berge und Geiſtesarbeiter ver⸗ 
größert, dagegen ijt die der Metallarbeiter kleiner ges 
worden. 

$ Die Friſeur⸗Innung ließ in ihrer letzten Sitzung 
eine beſondere Ehrung der Friſeuſe Veronika Glowacka 
zuteil werden. Für langfährige treue Tätigkeit im Friſeur⸗ 
geſchäft Krönke wurde der Genannten vom Innungsmeiſter 
nach einer Anſprache ein Diplom überreicht. 

$ Vermißt wird ſeit dem 4. Dezember der zuletzt in 
Pudewitz wohnhafte Jan Jagodzinſki, der bis zu dem 
genannten Tage in Bromberg gearbeitet haben ſoll. 

$ Eine Verſteigerung gefundener Gegenſtände findet 
am Mittwoch, dem 22. d. M., um 3 Uhr nachmittags, im 
Städtiſchen Amt für Sicherheit und Ordnung, Burgſtraße 
(Grodzka) 32, Zimmer 7, ſtatt. 5 

§ Feſtgeuommen wurden im Laufe des geſtrigen Tages 
je eine Perſon wegen Diebſtahls, wegen Hghlerei und wegen 
Trunkenheit, ſowie zwei Perſonen wegen Übertretung 
ſittenpolizeilicher Vorſchriften. 

90 ens e AA l £€ 

Vereine, Beranftaltunnen ic. 

Chor der Chriſtuskirche. Montag, 8 Uhr abends, Übungsſtunde 
im Gemeindehaus (Eliſabethſtraße). (1128 

Da die Feſtwieſe bei der Fahrt ins Hochgebirge nur eine begrenate 
Anzahl von Gäſten aufzunehmen imſtande iſt, wird dringend 
gebeten, die Fahrkarten zur Fahrt ſchon im Vorverkauf bei 
Holtzendorff Pomorſka 5, und Steinke, Sw. Trofey 19, recht⸗ 
eitig zu beſorgen. Die ſchönſten Gebirgstrachten werden mit 

reiſen ausgezeichnet. (1126 
D. G. f. K. u. W. Max Geiſenheyner einer der wenigen 

Journaliſten, die an der Weltfahrt mit „Graf Zeppelin“ teil⸗ 
nehmen durften, berichtet am Sonnabend, dem 18. 1., abends 
8 Uhr, in der Deutſchen Bühne über ſeine Exlebniſſe. Wort 
und Bild einen ſich zum packenden Ganzen. (Vorverkauf nur 
Buchhandlung E. Hecht Nachf.) (1186 
Verband der venfionierien Eifenbahnarbeiter und deren Witwen. 
Am 21. d. M., um 10 Uhr vormittags, findet eine außerordent⸗ 
liche Verſammlung im Lokal des Herrn Rutkowſki, Grun⸗ 
waldzka 145, ftatt. Wegen der ſehr wichtigen Tagesordnung 
wird um zahlreiches Erſcheinen aller Mitglieder und Gäſte ge⸗ 
beten. (1185 
® o * 

s Aus dem Kreiſe Bromberg, 16. Januar. Das feltene 
Feſt der Diamantenen Hochzeit konnte das Kacz⸗ 
marek ſche Ehepaar in Moritzfelde begehen. 

* Inowroclaw, 16. Januar. Selbſtmord durch 
Erhängen verübte am Dienstag, gegen 5 Uhr abends 
im Hauſe ul. Stafanca Nr. 34 die dort wohnhafte 43 Jahre 
alte Franziſzka Sobanſka. Die S. litt ſeit längerer 
Zeit an Gallenſteinen, wozu ſich in letzter Zeit noch ein 
heftiges Nervenleiden geſellte. Es wird daher angenommen, 5 
daß dieſe Krankheiten die Veranlaſſung zu der traurigen 
Tat waren. 7 

* Mogilno, 16. Januar. Verhaftet wurden unter 
dem Verdacht der Brandſtiftung Staniſtaw Lewieki, 
deſſen Frau und das Dienſtmädchen Zamieſtowſka aus 
Lawki, hieſigen Kreiſes. Es beſteht der Verdacht, daß die 
Lewicka mit Willen ihres Mannes die Scheune ſelbſt in 
Brand geſteckt hat, um in den Beſitz der Verſicherungs⸗ 
ſumme zu gelangen. Die Verhafteten wurden dem Unter⸗ 
ſuchunas richter in Tremeſſen zugeführt. 

v Argenan (Gniewkowo), 16. Januar. Der heutige 
Wochenmarkt war infolge des regneriſchen Wetters 
nur ſchwach beſucht und beſchickt. Man zahlte für das Pfund 
Butter 2— 2,50, für Eier 3.50—4,00. Für Gemüſe und Obit 
wurden gezahlt: Apfel 0,80—1,20, Mohrrüben 0,30, Weißkohl 
0,20, Rotkohl 0,25, Rote Rüben 0,20, Blumenkohl 0,80—1,50, - 
Suppengrün 0,25, Zwiebeln 0,20, grüne Heringe 0,60 pro 
Pfund. Auf dem Geflügelmarkt zahlte man für Gänſe 
1214,00, Enten 67,50, Puten 10—12,00, Hühner 4,50—6,00, 
Tauben 1—1,30 das Stück. Kartoffeln wurden mit 3,00 der 
Zentner angeboten. 


O Pudewitz (Pobiedziſkal 15. Januar. Der heute bier 20 


ſtattgefundene Pferde, Vieh⸗ und Krammarkt 
hatte nur einen ſchwachen Verkehr aufzuweiſen. Es waren 
nur Pferde mittlerer Qualität angeboten. Für gute Ar⸗ 
beitspferde verlangte man 500—600, für ältere, ſchwächere 
350—450, für abgetriebene magere wurden 30-60 Zloty ae 
zahlt. Der Viehauftrieb war nur in geringer Ware vor. 
handen. Für Kühe zahlte man 300-850, für Färſen und 
Bullen zum Mäſten 200-300 Zloty. Auf dem Krammarkt 
waren viele Waren wie zahlreiche Buden ausgeſtellt, aber 
wegen der Geldknappheit nur wenig Käufe getätigt. Der 
Handel verlief ſchleppenb. 


Abonnenten auf dem Lande 


welche die „Deutſche Nundſchau“ bei dem Briefträger 
beitellen, empfehlen wir, falls der Briefträger zufällig 


keine Poſtzeitungsquittung verabfolgen kann, die Bes 

stellung möglichſt eigenhändig in das von dem Brief⸗ 

träger zu dieſem Zweck mitgeführte kleine Beſtellbuch 
einzutragen. 


* Tremeſſen (Trzemeſzuo), 14. Januar. In der Nacht 
zum Dienstag war in Tſchemſal Großfeuer. Dem 
Landwirt Grzeezka entſtand ein Schaden von 60 000 BL, 
und außerdem verbrannte eine Limouſine im Werte von 
20 000 Zloty. Der Schaden ijt durch Verſicherung gedeckt. 


n Oſtrowo (Oſtröw), 16. Januar. Unfall. Der Land⸗ 
wirt Staniſtaw Michalak aus Maſſenau führte ein friſch⸗ 
beſchlagenes Pferd von der Schmiede nach Hauſe. Unter⸗ 
wegs ſcheute das Pferd und warf M. zu Boden, der hierbei 
Verletzungen an der Schädeldecke davontrug. Man brachte 
ihn in bedenklichem Zuſtande in ſeine Wohnung. 
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Aus Kongreßpolen und Galizien. 


e Ciechocinek, 16. Januar. Eine Räuberbande 
unſchädlich gemacht. Kurz vor Neujahr tauchte in der 
Umgegend eine Räuberbande auf, die ſehr gewagte Überfälle 
ausführte. So drangen am 28. Dezember um 6 Uhr abends 
in die Wohnung des Beſitzers Karol Szurgit⸗Dymiec 
vier Banditen, die mit vorgehaltenen Waffen die Heraus⸗ 
gabe des Geldes verlangten. Szurgits Tochter, Jözefa, ge⸗ 
lang es, durch eine Hintertür zu entkommen und Hilfe 
herbeizurufen. Beim Nahen derſelben flohen die Banditen, 
ohne etwas erbeutet zu haben. Am 31. Dezember um 6 Uhr 
abends überfielen drei Banditen das Haus des Beſitzers 
Jan Kozkowſki in Podzameze. Sie drohten, die ganze 
Familie zu ermorden, wenn ſie nicht unverzüglich alles Geld 
erhalten würden. Es wurden ihnen 234 Zloty ausgehän⸗ 
digt, worauf die Banditen unter Mitnahme von Kleinig⸗ 
keiten verſchwanden. Etwa drei Stunden ſpäter ſtatteten 
dieſelben Banditen dem Beſitzer Theodor Jaſinſki⸗ 
Starawies einen Beſuch ab und forderten auch Geld. Mit 
den erhaltenen 12 Zloty waren die Räuber nicht zufrieden 
und ſchlugen die Anweſenden mit Stöcken. Als ſie trotz⸗ 
dem nicht mehr Geld erhielten, nahmen ſie noch einen An⸗ 
zug und ein Nafiermejer mit und ſuchten das Weite. Dieſem 
Treiben hgt die hieſige Polizei nun ein Ende gemacht. Die 
ganze Bande wurde verhaftet. Die Hauptperſonen ſind: 
Edward Staniſzewſki⸗Mlawa, Alojay Boguſch⸗ 
Warſchau, Staniſlaw Mazkiewicez⸗Lipno, Joſef Jan⸗ 
kowfſki⸗Oſno, Janina Wolſka⸗Podole. Dem Hehler 
Broniſlaw Kaminſki in Plock wurden die geraubten 
Gegenſtände abgenommen, und er ſelbſt wurde in das Ge⸗ 
fängnis eingeliefert. Die Geſchädigten haben ihre Sachen 
wieder zurück erhalten. — Zum Bürgermeifter wurde 
geſtern der Profeſſor Dr. phil. Cäſar Cich o w tez mit neun 
Stimmen gewählt. — Die Bohrung zur Erreichung 
der heißen Sole ſoll vertragmäßig die Tieſe von 1450 
Meter erreichen. Gegenwärtig beträgt die Tiefe des Bohr⸗ 
1063 1205 Meter, die Temperatur der Sole an der Ober⸗ 
fläche 33 Grad Celſius. Bei normalem Gang dürfte die 
Arbeit bis zum 1. Mai vollendet ſein. 


* Warſchau (Warſzawa), 16. Jannar. Blutiger 
Kampf um einen Erlenwald Im Dorf Chodzi⸗ 
ſzewek bei Kolo kam es zwiſchen drei begüterten Landwirten 
um den Beſitz des Erlenwaldes zu heftigen Zu⸗ 
ſammenſtößen. Im Zuſammenhang hiermit entwickelte ih — 
eine regelrechte Schlacht, an der 16 Perſonen teil⸗ 
nahmen. Als Waffen bediente man ſich der Meſſer, Beile 
und Heugabeln. Ehe die von den Nachbarn alarmierte 
Polizei zur Stelle war, wurde der 47 Jahre alten Sand: 
wirtsfran Marianne Drobkowſka, ſowie ihrem Ehe: 
mann der Bauch aufgeſchlitzt. Sämtliche übrigen Kampf⸗ 
teilnehmer waren verletzt. Die Drobkowſka ftarb bald 
danach, während zwei weitere Perſonen hoffnungslos 


dan iederliegen. 


Kleine Nundſchau. 


2 Ehrendienft an einem Buch. In der Sankt Mi⸗ 
chaels⸗Kapelle in der Kathedrale zu Canterbury liegt auf 
einem Betpult ein dickes Buch aus Pergament, in dem die 
Namen der 6500 Angehörigen des Kent⸗Regiments aufge⸗ 
zeichnet ſtehen, die im Weltkriege gefallen ſind. Das Buch 
beginnt mit den einfachen Soldaten und ſchließt mit zwei 
Generälen. Jeden Morgen betritt ein Soldat dieſes Re⸗ 
giments die Kapelle, und, nachdem er ſalutiert hat, wen⸗ 
det er ein Blatt dieſes Buches um. Der Grund zu dieſer 
Handlung iſt folgender: Der Künſtler, der dieſes Buch 
verfertigt hat, bat darum, daß täglich eine Seite dieſes auf⸗ 
geschlagenen Buches umgemendet werden möge, damit das 
Pergament eine gleichmäßige Tönung behalte. Dieſe im 
Intereſſe der Erhaltung des Buches notwendige Prozedur 


gab nun dem Kommandeur des Kent⸗Regiments Anlaß, 


aus ihm einen regelmäßigen Ehrendienſt zu ge⸗ 
ſtalten, den nur Soldaten von tadelloſer Führung voll» 
ziehen dürfen. Beim Verlaſſen der Kaſerne erhalten fie 
auf der Wache einen Kommandoſtab mit ſtilbernem Knopf, 
durch deſſen Vorzeigung fie ſich beim Sakriſtan legitimieren 
müſſen. Der Sinn des Ehrendienſtes aber tft, im Kent 
Regiment die Erinnerung an die Taten im Weltkriege und 
an die Gefallenen lebendig zu erhalten. 

—— .... —— 


Waſſerſtandsnachrichten. 


Wa ern and der Weidie! vom 17. Januar. 


Krakau — 2,64, Zawichoſt + 1,35, Warſchau + 1,16, Plock + 0.71, 
orn + 0:66, orden + 2,72, Culm + 120, Graudenz + 07, 
Aurzebrat + 1,18 Pickel + 0,42, Dirſchau + 0,20, Einlage + 234 


Schiewenhorſt + 2.60. 
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